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Konkurrenz für die SVP? 
SCHWEIZ. In der Schweiz hat sich im Juli 
eine neue Rechtspartei gegründet. Unter 
den Gründungsmitgliedern der „Direkt- 
demokratischen Partei Schweiz“ (DPS) 
finden sich zahlreiche ehemalige Mit- 
glieder der rechtskonservativen SVP. So 
auch der Präsident der neuen Rechtspar- 
tei, Ignaz Bearth, der sich in der aktuel- 
len Ausgabe der extrem rechten Zeit- 
schrift „Zuerst!“ interviewen lässt. Der 
SVP wirft Bearth in dem Interview vor, 
sich „als Lobby für die Atomindustrie, 
die reichen Arbeitgeber und Israel“ zu 
betätigen. Soziale Themen interessierten 
diese Partei nicht. Die DPS setze sich 
hingegen für die Förderung alternativer 
Energien und „für unser Volk und unsere 
Heimat“ ein. Bei der freien Meinungsäu- 
Berung positioniere man sich rechts von 
der SVP, so Bearth; er tritt für die Ab- 
schaffung des Schweizer Antidiskrimi- 
nierungsgesetzes ein. In ihren politischen 
„Standpunkten“ spricht die DPS zwar 
von einer „humanitären Asylpolitik“. 
Doch diese erschöpft sich darin, die 
„Asylanten auf ihre Rückkehr“ vorzube- 
reiten. Und überhaupt soll der Strafvoll- 
zug krimineller Ausländer ‚in deren Hei- 
mat“ stattfinden. Wichtig ist der DPS die 
Besinnung auf die „nationale Identität“. 
Daher tritt die DPS für ein „Europa der 
Vaterländer“ ein und will mit „patrioti- 
schen Kräften europaweit kooperieren & 
zusammenarbeiten“. Zu denen zählt Be- 
arth ausdrücklich die FPÖ, die „Front 
National“, die „Lega Nord“, den 
„Vlaams Belang“, die „Bürgerbewegung 
pro Deutschland“ und die serbische 
„Fortschrittspartei“. 
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Mises-Institut in München 


MÜNCHEN. Eine Reihe rechtsliberaler 
Ökonomen hat unlängst das „Ludwig- 
von-Mises-Institut Deutschland“ gegrün- 
det. Das in München angesiedelte Institut 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, die „li- 
beral-libertäre Wirtschafts- und Gesell- 
schaftslehre in der Tradition der „Öster- 
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Erfolgreiche Demon- 
stration des Bündnis’ 
„Verfassungsschutz 

Auflösen” 


mobei der VS-Zentrale in Köln-Chorweiler am 10.11.2012 i 


Ein Jahr nach dem Bekanntwer- 
an den der Mord- und Anschlagsserie 

des „Nationalsozialistischen Un- 
tergrunds“ haben heute 1300 Menschen 
für die Auflösung des Verfassungsschut- 
zes in Köln-Chorweiler demonstriert. 
Aufgerufen dazu hatte ein breites Bünd- 
nis aus antifaschistischen Initiativen, 
migrantischen Organisationen, Jugend- 
verbänden, Bundestagsabgeordneten, 
Künstler innen und Kulturschaffenden. 
Den Auftakt bildete eine Kundgebung, 
auf der verschiedene Redner _innen nicht 
nur die Verstrickungen des Verfassungs- 
schutzes mit der neonazistischen Terror- 
gruppe thematisierten, sondern auch die 
die rassistischen gesellschaftlichen Ver- 
hältnisse kritisierten. Die Antifaschisti- 
sche Koordination Köln und Umland 
(AKKU) wies in einer Rede auf die gän- 
gige Praxis staatlicher Alimentierung von 
Neonazis durch das V-Leute-System hin. 
Der Kampf gegen Rechts sei nur ohne 
Staat zu machen. 

Der bekannte Kölner Kabarettist Jürgen 
Becker rief den Teilnehmenden zu: 

„Der Verfassungsschutz sollte die Ver- 
fassung vor den Rechtsextremen schüt- 
zen. Aber es ist genau umgekehrt: Der 
VS schützt die Rechtsextremen vor der 
Verfassung. Und deshalb: Weg damit!“ 

Mitat Özdemir, Vorsitzender der IG 
Keupstraße schilderte, wie die rassisti- 
schen Untersuchungen der Polizeibehör- 
den, die nach dem Anschlag auf der 


et 
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Keupstraße 2004 von migrantischen Kri- 
minellen als Täter ausgegangen waren, 
Angst und Misstrauen bei den Bewoh- 
ner innen ausgelöst hätten. Ursache die- 
ser Ermittlungen seien nicht nur Pleiten 
und Pannen gewesen, sondern die alltäg- 
liche Diskriminierung von Mi- 
grant innen. „Wir sind hier, wir blieben 
hier, wir gehören dazu. Das muss in die 
Köpfe“, so seine zentrale Forderung. 

Nach weiteren Beiträgen migrantischer 
Organisationen und dem musikalischen 
Rahmenprogramm von Grup Yorum setz- 
te sich ein Demonstrationszug zum Ge- 
bäude des Bundesamtes für Verfassungs- 
schutz in Bewegung. Dort wurden sym- 
bolisch die Namen der Opfer an den Zaun 
angebracht. 

„Die heutige Demonstration hat die 
Stimmen derjenigen hörbar gemacht, die 
glauben, dass der Verfassungsschutz 
nicht reformierbar ist“, so Anne Heim- 
bach, Sprecherin des Bündnis „Verfas- 
sungsschutz auflösen“. „Der sogenannte 
Verfassungsschutz und alle anderen Ge- 
heimdienste gehören ein für alle Mal auf- 
gelöst!“ 

PM Bündnis 
„Verfassungsschutz auflösen“ 


Aus dem Inhalt: 


Präventionsarbeit ist vor allem inner- 


halb der Behörden notwendig 
Französische und europäische 
Faschisten trafen sich in Orange 


reichischen Schule der Ökonomie“, wie 
sie u.a. von Ludwig von Mises vertreten 
wurde“, zu lehren und zu vermitteln. Die 
Leitung des Instituts übernehmen Thors- 
ten Polleit als Präsident und Andreas 
Marquart als Vorstand. Polleit, Cheföko- 
nom der „Degussa Goldhandel“, gehört 
zu den Autoren der „Jungen Freiheit“ 
und der „eigentümlich frei“. Dies gilt 
auch die beiden Beiratsmitglieder des In- 
stituts, Prof. Philipp Bagus (Universität 
Rey Juan Carlos Madrid) und Guido 
Hülsmann (Universität Angiers). Auch 
Prof. Hans-Hermann Hoppe gehört dem 
Beirat an. Dieser gilt als „Vordenker“ der 
„konservativ-libertären Szene“ und ist 
u.a. Autor des Buches „Demokratie — der 
Gott der keiner ist“. 
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„Die Rechte” in NRW 


DorTMunD. In Dortmund ist am Sams- 
tag, den 27. Oktober, ein Kreisverband 
der um Christian Worch angesiedelten 
Partei „Die Rechte“ gegründet worden. 
In welcher Traditionslinie sich die neue 
Partei versteht, wurde bei der Wahl des 
Kreisvorsitzenden deutlich. Mit Siegfried 
Borchardt wurde einstimmig (!) ein 
Kreisvorsitzender gewählt, der schon als 
Landesvorsitzender für die 1995 verbote- 
ne Neonazipartei FAP aktiv gewesen 
war. Zeitgleich zur Gründung des Dort- 
munder Kreisverbandes der „Die Rech- 
te“, der schon jetzt als die „mitglieder- 
stärkste nationale Partei“ in Dortmund 
gehandelt wird, soll es auch regionale 
Verbandsgründungen in Hamm, Mül- 
heim (Ruhr), dem Münsterland und dem 
Rhein-Erft-Kreis gegeben haben, heißt es 
bei „DortmundEcho“. 
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„Volkstrauertag” vor dem 
Reichstag 


BERLIN. Der Bezirksverband Berlin-Ost 
der Partei „Die Freiheit‘ will am „Volks- 
trauertag“, dem 18. November, eine Ge- 
denkfeier vor dem Reichstagsgebäude 
durchführen. Von 11 bis 14 Uhr will man 
jenen „7500 Deutschen“ gedenken, die 
angeblich „von 1990 bis 2012 der Aus- 
ländergewalt zum Opfer gefallen“ seien. 
Die Teilnahme von „Links- und Rechts- 
extremisten sowie Rassisten“ sei „nicht 
erwünscht“, heißt es in dem Aufruf zu 
der Veranstaltung, die u.a. in der „Jungen 
Freiheit‘ beworben wird. 
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Kein Parteienprivileg für 
Nazis 

„Mitglieder verbotener Nazikamerad- 
schaften suchen offenbar den Schutz des 
Parteienprivilegs, um so ihre menschen- 
verachtenden Aktivitäten fortsetzen zu 
können“, warnt die innenpolitische Spre- 
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cherin der Fraktion DIE LINKE; Ulla 
Jelpke nach der Antwort der Bundesre- 
gierung auf eine Kleine Anfrage zur Par- 
tei „DIE RECHTE“(Drs. 17/11096) . 
Jelpke weiter: 
„Die Partei DIE RECHTE wurde im Mai 
vom einschlägig vorbestraften Neonazi- 
funktionär Christian Worch gemeinsam 
mit ehemaligen Mitgliedern der aufge- 
lösten rechtsextremen Deutschen Volks- 
union gegründet. Zwar besteht die Partei 
nach Einschätzung der Regierung aus 
bislang weniger als 100 Mitgliedern bun- 
desweit. Doch wie die Bundesregierung 
nun bestätigt, besteht zumindest in Nord- 
rhein-Westfahlen ein erheblicher Teil der 
Mitglieder dieser Partei aus ehemaligen 
Angehörigen verbotener Kameradschaf- 
ten. Demnach gehörten sowohl der nord- 
rhein-westfälische Landesvorsitzende 
Dennis Giemsch als auch seine beiden 
Stellvertreter Michael Brück und Sascha 
Krolzig dem im August von Landesin- 
nenministerium verbotenen Nationaler 
Widerstand Dortmund an. Nach dem 
diesjährigen Verbot ihres seit Jahren 
durchgeführten Aufmarsches zum soge- 
nannten Nationalen Antikriegstags hof- 
fen diese Neonazis wohl, zukünftig sol- 
che Demonstrationen geschützt vom Par- 
teienprivileg durchzuführen. Das muss 
mit allen rechtsstaatlichen Mitteln ver- 
hindert werden.“ 
Die Antwort wird auf Nachfrage gerne 
zugesandt. 

Ulla Jelpke, MdB I 


Wir fordern Konsequenzen 
aus der rassistischen NSU- 


Mordserie 
Der Zentrale Arbeitskreis Offensiv gegen 
Rassismus und Rechtsextremismus 
(ZAKO) der Vereinten Dienstleistungs- 
gewerkschaft (ver.di) hat am 4. Novem- 
ber 2012 in Gladenbach über notwendige 
Schlussfolgerungen der bisherigen Er- 
kenntnisse zur NSU-Mordserie beraten. 
Vor einem Jahr, am 4. November 2011 
wurde bekannt, dass durch die rassisti- 
sche Mordserie des Nationalsozialisti- 
schen Untergrunds (NSU) zehn Men- 
schen getötete und bei zwei Bombenan- 
schlägen viele Menschen verletzt wurden. 
Über 13 Jahre konnten steckbrieflich ge- 
suchte Neonazis gestützt auf die verbote- 
ne Organisation Blood & Honour, durch 
Funktionäre der NPD sowie durch freie 
Kameradschaften unerkannt Morde, 
Banküberfälle und Sprengstoffanschläge 
begehen. Die andauernde Enthüllung der 
Details und der Zusammenhänge sowie 
die Ermittlungen der parlamentarischen 
Untersuchungsausschüsse offenbaren das 
unbeschreibliche Versagen staatlicher 
„Sicherheitsorgane“. Allein der Rücktritt 
von bisher vier Präsidenten von Verfas- 
sungsschutzämtern des Bundes und der 
Länder dokumentieren das Desaster bis- 
heriger Politik. Dabei erscheint das bisher 


Bekannte nur als Spitze eines gewaltigen 
Eisberges. Zahllose im Umfeld des NSU 
platzierte sogenannte V-Leute der In- 
landsgeheimdienste und anderer „Sicher- 
heitsorgane“ haben die rassistische 
Mordserie nicht verhindert. Der Verfas- 
sungsschutz und weitere Behörden offen- 
baren sich als Teil des Problems. V-Leute 
haben die Täter ausgerüstet und ge- 
schützt, Straftaten auf das Leben von 
Menschen ermöglicht und somit unter 
Migrant*innen Angst und Schrecken ver- 
breitet. 

Mit tiefer Trauer denken wir an die Op- 
fer. Solidarisch sind wir an der Seite ihrer 
Angehörigen. Mit großer Empörung kla- 
gen wir das Versagen der Behörden an, 
die mit ihrer bisherigen Praxis gegenüber 
den Neonazis maßgeblich zu den Ereig- 
nissen beigetragen haben. Wir unterstüt- 
zen den Aufbau einer unabhängigen Be- 
obachter*innengruppe für die parlamen- 
tarischen Untersuchungsausschüsse. 

Wir fordern 
1. eine umfassende Entschädigung aller 
Angehörigen und Hinterbliebenen der 
NSU-Anschläge durch die Bundesregie- 
rung, 
2. die umfassende und schonungslose 
Aufklärung aller Vorgänge bei den Si- 
cherheits- und Geheimdiensten in Bezug 
auf die extreme Rechte, 
3. die Neubewertung des Gewaltpoten- 
zials von rechts, 
4. wirksame Konzepte gegen strukturel- 
len Rassismus in Ermittlungsbehörden. 
Gewalttaten gegen Migrant*innen müs- 
sen auf Rassismus überprüft werden, 
5. die Abschaffung der Inlandsgeheim- 
dienste und des V-Leute-Systems, 
6. eine dauerhafte Stärkung der zivilge- 
sellschaftliche Beobachtung/Monitoring 
der extremen Rechten, 
7. den Ausbau und die dauerhafte Absi- 
cherung einer flächendeckenden, zivilge- 
sellschaftlichen Auseinandersetzung mit 
der extremen Rechten (insbesondere für 
Mobile Beratungsteams und Opferbera- 
tungsstellen. 
8. ein Bleiberecht für alle Opfer rassisti- 
scher Gewalt, 
9. ein Ende von Frontex sowie der ras- 
sistischen und unmenschlichen Abschie- 
bepraxis der Bundesrepublik Deutsch- 
land, 
10. eine willkommensorientierte Einwan- 
derungspolitik, 
11. eine Diskussion, die nicht allein rech- 
ten und rassistischen Terror, sondern 
auch Rassismus in staatlichen, medialen 
und gesellschaftlichen Institutionen und 
Diskursen zum Thema macht, 
12. für diese Ziele eine breite Unterstüt- 
zung durch ver.di, den DGB und seine 
Mitgliedsgewerkschaften. 
Gladenbach, den 4. November 2012 
Als PDF: 
www.zako.verdi.de/data/ZAKO-fordert- 
Konsequenzen-aus-rass.-Mord-Serie.pdf 
Quelle: ver.di-ZAKO: 6.11.2012 4 


Demonstration zum Jahrestag der 
Aufdeckung des NSU 


HAMBURG. Das Hamburger Bündnis ge- 
gen Rechts hatte für den 3.11., ein Jahr 
nach der Aufdeckung der „NSU“-Morde, 
zu einer Demonstration unter dem Mot- 
to: „Rassismus entgegentreten — Faschis- 
mus bekämpfen _ 
Verfassungsschutz auflösen“ mobilisiert. 

1200 Menschen aus unterschiedlichen 
gesellschaftlichen Gruppen waren dem 
Aufruf gefolgt und sind vom Hansaplatz 
über den Steindamm, an der Innenbehör- 
de vorbei, über die Mönckebergstraße 
zum Stadthaus marschiert. Dabei wurden 
auch die Fotos der 10 NSU-Opfer ge- 
zeigt. 

Diese Demonstrationsstrecke musste 
über zwei Instanzen gegen eine Verfü- 
gung der Hamburger Polizei erstritten 
werden, die uns mit einer nebulösen „Ge- 
fahrenprognose“ an der Innenstadt vorbei 
leiten wollte. Trotz martialischen Polizei- 
aufgebots gab es keinen Anlass zum Ein- 
greifen, auch nicht gegen den autonomen 
Demo-Block. 

Die HamburgerInnen mit Migrations- 
hintergrund waren durch den Rat der isla- 
mischen Gemeinschaften (Schura), die 
Türkische Gemeinde, DIDF, das Bündnis 
„Tatort Kurdistan‘ und Organisationen 
der türkischen Linken breit vertreten, was 
sich auch in den Redebeiträgen nieder- 
schlug. 

Die Empörung über die rassistische Er- 
mittlungsrichtung bei der Suche nach den 
10 Opfern des „NSU“, die die von der fa- 
schistischen Terrorgruppe ermordeten 
Migranten entweder mit Schutzgelder- 


pressung, Drogenhandel oder einer ande- 
ren Kriminalität in Verbindung brachten 
und die Forderung nach gleichen sozialen 
und politischen Rechten für alle, die hier 
leben, standen im Mittelpunkt mehrerer 
Reden. 

Die skandalöse Geschichte vom Unter- 
tauchen des „Zwickauer Trios“, der Be- 
handlung der Morde durch die Behörden 
bis zum 4. November 2011 sowie Vertu- 
schung und Behinderung der Aufklärung 
in den letzten 12 Monaten finde vor dem 
Hintergrund eines massiven gesellschaft- 
lichen und institutionellen Rassismus 
statt, der immer wieder zu polizeilichen 
Übergriffen gegen Menschen mit Migra- 
tionshintergrund führe, während der Staat 


die faschistische Gefahr systematisch 
verharmlose. Dabei wurde immer wieder 
der Verfassungsschutz als Teil des Pro- 
blems benannt. In diesem Zusammen- 
hang wurde abschließend darauf verwie- 
sen, dass die NPD für den 9. November — 
Jahrestag des Pogroms von 1938 — in 
Wolgast (MVP) einen Fackelmarsch vom 
Bahnhof zur dortigen Flüchtlingsunter- 
kunft angemeldet hat und das dortige In- 
nenministerium keinen Grund sieht, die- 
ses unerhörte Vorhaben zu unterbinden. 


Hamburger Bündnis gegen Rechts 
5.11.2012 
www.keine-stimme-den-nazis.org 


Nürnberg: 1 Jahr Aufdeckung des 
NSU - das Schweigen 


Anlässlich des Jahrestages der Auf- 
deckung des „Nationalsozialistischen 
Untergrunds“ (NSU) fanden rund um den 
4.11.2012 in über dreißig Städten Aktio- 
nen, Kundgebungen und Demonstratio- 
nen statt. Ziel war es ein lautes, vielfälti- 
ges und deutliches Zeichen gegen Rassis- 
mus und die skandalösen Verstrickungen 
der deutschen Behörden mit dem NSU- 
Netzwerk anzuprangern. 

In Nürnberg rief das Bündnis „Das Pro- 
blem heißt Rassismus“ zu einer Kundge- 
bung vor der Nürnberger Staatsanwalt- 
schaft auf, an der sich über 120 Menschen 
beteiligten. 

Nürnberg nimmt in der Geschichte des 
NSU eine besondere Rolle ein: Hier be- 
gann die Mordserie und hier wurden drei 
der zehn Morde begangen. 

Enver Simsek, wurde am 9. September 
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2000 im Alter von 39 Jahren bei seinem 
Blumenstand im Nürnberger Osten er- 
schossen. Am 13. Juni 2001 wurde der 49 
Jahre alte Schneider Abdurrahim Özüdo- 
gru in einer Änderungsschneiderei in der 
Nürnberger Südstadt mit zwei Kopfschüs- 
sen getötet. Im Juni 2005 dann der dritte 
Mord in Nürnberg. Ismail Yasar, Inhaber 
eines Döner-Imbisses wurde in seinem 
Geschäft im Alter von 50 Jahren mit fünf 
Schüssen in Kopf und Herz getötet. 

Bei der Kundgebung wurden die Bilder 
der NSU-Opfer mit einer Beamer-Projek- 
tion an die Wand der Nürnberger Staatsan- 
waltschaft gestrahlt. Von ihr wurde 2005 
die Soko „Bosporus“ gründete, die unter 
rassistischer Namensgebung ausschließ- 


lich im Umfeld der Opfer ermittelte. 

In den verschiedenen Reden wurde ei- 
nerseits der Opfer der NSU Morde ge- 
dacht und zum anderen auf die Verstri- 
ckungen von staatlichen Behörden mit 
dem Nazinetzwerk aufmerksam gemacht. 
Neben der Abschaffung von Geheim- 
diensten stellte das Bündnis klar, dass nur 
eine aufmerksame Öffentlichkeit den nö- 
tigen Druck erzeugen kann, um eine 
wirklich konsequente Aufklärung — ohne 
Rücksicht auf Geheimdienste — zu errei- 
chen. 

Aufgezeigt wurde auch, dass der NSU 
kein rein ostdeutsches Problem war, son- 
dern es sich eher um ein Netzwerk han- 
delte, zu dem gerade auch fränkische Na- 


zis gehörten. Immer wieder wurde staatli- 
cher und gesellschaftlicher Rassismus als 
das eigentliche Problem genannt. Ange- 
fangen bei der rassistischen Berichterstat- 
tung, über der rassistischen Namensge- 
bung der „Soko Bosporus“, bis zu den Er- 
mittlungen die sich vor allem im Umfeld 
der Opfer selbst abspielten. Ihnen wurde 
unterstellt sie seien in Waffen- und Dro- 
genhandel verstrickt und die Mörder sei- 
en im Bereich „der organisierten Krimi- 
nalität‘‘ zu suchen. Auch auf die aktuelle 
Situation von Flüchtlingen und Migran- 
tInnen in der BRD wurde eingegangen, 
die sich gerade in Berlin gegen staatli- 
chen Rassismus zur Wehr setzen. 

Quelle: indymedia.org 


Faschismus ist keine Meinung, 
sondern ein Verbrechen! 


Anlässlich des Jahrestages des Bekannt- 
werdens der NSU Mordserie am 4. No- 
vember fordert die Föderation der demo- 
kratischen Arbeitervereine (DIDF) end- 
lich Aufklärung und Konsequenzen. 
„Bin Jahr ist es her, dass die grausamen 
Morde der NSU an die Öffentlichkeit ge- 
langt sind. Noch immer sind die Vorfälle 
nicht lückenlos und transparent für die 
Öffentlichkeit aufgeklärt. Die Rolle der 
staatlichen Geheimdienste und Verstri- 
ckung mit V- Leuten lässt immer noch 
Fragen offen. Mit dem verschwinden von 
Verfassungsschutzakten und der Ver- 
schleierungspolitik wurde viel Vertrauen 
verspielt. Wir fordern eine zügige, trans- 
parente und lückenlose Aufklärung und 


entsprechende Konsequenzen!“, erklärt 
die DIDF-Vorsitzende, Özlem Alev De- 
mirel. 

Weiter ergänzt sie: 

„Die Brutalität die aus den Taten der 
Terrorzelle sprechen, sind nach wie vor 
erschütternd. Sie verdeutlichen erneut, 
dass Faschismus keine Meinung, sondern 
ein Verbrechen ist. Im Dezember dieses 
Jahres wollen die Innenminister darüber 
entscheiden, ob ein erneutes NPD- 
Verbotsverfahren eingeleitet werden soll. 
Nicht zuletzt die Verbindung zwischen 
NPD-Führungskadern und der NSU spre- 
chen dafür, dass es höchste Zeit wird als 
ersten Schritt diese aggressive neofa- 
schistische Partei zu verbieten. Doch es 


darf nicht lediglich bei einem symboli- 
schen Akt bleiben. Weitere Schritte im 
Kampf gegen Rechts müssen folgen“ 
Demirel fügt hinzu: „Aufgrund der 
NSU Mordenserie fühlen sich viele Mi- 
grantinnen und Migranten in Deutschland 
unsicherer. Mit der „Vermisst“-Kampa- 
gne des Innenministers wurden erneut 
statt für Vertrauen zu sorgen Vorurteile 
geschürt und noch mehr Salz in die vielen 
Wunden gestreut. Statt solcher Kampa- 
gnen müssen gegenseitige Vorurteile ab- 
gebaut und das Zusammenleben gestärkt 
werden. Eine rechtliche und soziale 
Gleichstellung von Migrantinnen und 
Migranten ist Voraussetzung dafür.‘ 
PM DIDF 2.11.2012 3 


NSU in MV: 500 bei Protesten 


Für eine öffentliche Aufklärung der Ver- 
bindungen des „Nationalsozialistischen 
Untergrund“ (NSU) nach Mecklenburg- 
Vorpommern und gegen Rassismus gin- 
gen am 5.11. in vier Städten des Landes 
insgesamt fast 500 Menschen auf die 
Straße. Ein Jahr nach dem Bekanntwer- 
den der jahrelangen neonazistischen 
Mordserie protestierten sie im Rahmen 
eines bundesweiten Aktionstages unter 
dem Motto „Das Problem heißt Rassis- 
mus! Schluss mit der Vertuschung der 
NSU-Morde“. In Stralsund kam es dabei 
zu einem Übergriff durch organisierte 
Neonazis. 

In Rostock beteiligten sich etwa 200, in 
Neubrandenburg 100, in Greifswald 80 
und auch in Stralsund 80 Menschen an 
den Kundgebungen verschiedener anti- 
rassistischer und antifaschistischer Initia- 
tiven. In Redebeiträgen etwa von migran- 
tischen Vertretern wurde auf das Versagen 
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von Polizei und Verfassungsschutz ange- 
sichts rechter Aktivitäten und auf das Tat- 
motiv Rassismus hingewiesen, das in der 
Mitte der Gesellschaft und nicht nur bei 
Randgruppen verortet werden muss. 

„Angesichts des völligen Versagens der 
Sicherheitsbehörden und fortgesetzter 
Skandale um Verfassungsschutz und Poli- 
zei ist auch in Mecklenburg-Vorpommern 
ein Untersuchungsausschuss längst über- 
fällig“, betont Julian Beyer als Presse- 
sprecher der VeranstalterInnen. „Immer 
mehr Informationen über Verbindungen 
des NSU in die regionale Neonazi-Szene 
und die NPD sind in letzten Monaten öf- 
fentlich geworden - jedoch nicht durch 
die Behörden, sondern Medien und Zivil- 
gesellschaft. Im Landtag scheinen Regie- 
rung und Opposition hingegen an einer 
transparenten Aufklärung nicht interes- 
siert.“ 

In Stralsund versuchte eine Gruppe von 


Neonazis, KundgebungsteilnehmerInnen 
auf dem Hinweg anzugreifen, bedrohte 
und jagte sie. Die Polizei erteilte den 
Rechten Platzverweise. Unter ihnen soll 
sich nach ersten Informationen auch Dirk 
Arendt befunden haben, NPD-Kreisvor- 
sitzender und Kreistagsmitglied in Vor- 
pommern-Greifswald. Arendt war bereits 
in der Vergangenheit durch die Beteili- 
gung an Übergriffen auf alternative Ju- 
gendliche im April 2011 in Stralsund auf- 
gefallen. 

Siehe auch: 

„Der Nordosten schweigt“ 

Über die Verbindungen des NSU nach 
Mecklenburg-Vorpommern und das 
Scheitern der parlamentarischen und öf- 
fentlichen Aufklärung 

https://linksunten.indymedia.org/de/no 
de/70501 

antirassistische & antifaschistische 
Gruppen 5.11.2012 


Präventionsarbeit ist vor allem 
innerhalb der Behörden notwendig 


Wir dokumentieren an dieser Stelle 
die Rede von Werner Jung, Direktor 
des NS-Dokumentationszentrums an- 
lässlich der Eröffnung der Ausstellung 
des Verfassungsschutzes „Die braune 
Falle” am 29. Oktober 2012 im Polizei- 
präsidium Köln. Leider mussten wir sie 
aus Platzgründen stark kürzen... 

In der Email, in der ich eingeladen wurde, 
auf dieser Veranstaltung zu reden, hieß es: 
Ich möge „ebenfalls zur Sache vortra- 
gen“. Dies mache ich gerne und verrate 
Ihnen vorneweg das von mir gewählte 
Thema für diesen Vortrag: „Welche Rolle 
kommt dem Staat (insbesondere den Si- 
cherheitsbehörden) und der Zivilgesell- 
schaft im Kampf gegen Rechtsextremis- 
mus zu?“ oder etwas verkürzter: „Ist es 
Aufgabe des Verfassungsschutzes, eine 
derartige Ausstellung zu zeigen?“... 

Seit 2009 ist der Info- und Bildungsstel- 
le gegen Rechtsextremismus die Mobile 
Beratung gegen Rechtsextremismus ange- 
schlossen, die im Regierungsbezirk Köln 
bei rechtsextremen Vorkommnissen vor 
Ort berät. Sie wird über Landes- und Bun- 
desgelder finanziert und steht damit jedes 
Jahr erneut vor der Überlebensfrage. Die 
beiden jungen Kollegen von der Info- und 
Bildungsstelle mit der Mobilen Beratung 
haben mit ihren vielfältigen Angeboten 
von Workshops, Vorträgen, Veranstaltun- 
gen und mit modernen didaktischen Kon- 
zepten eine außerordentlich erfolgreiche 
und wichtige Arbeit entfalten können. Das 
Interesse an den Angeboten ist bei Jugend- 
lichen wie bei Erwachsenen sehr groß. 
Ähnlich positive Arbeit wird durchaus in 
der gesamten Republik geleistet — von Bil- 
dungseinrichtungen, Teams der Mobilen 
Beratung, kleinen Verbänden, von den 
Bürgerinnen und Bürgern in Initiativen — 
also von der sogenannten 

Zivilgesellschaft. Es ist ein recht dichtes 
Netzwerk von derartigen erfolgreichen 
Aktivitäten entstanden, das meiner Mei- 
nung nach von der Politik nicht in einem 
ausreichenden Maße gewürdigt wird. Hier 
sind der Bund und die Länder gefordert, 
ein dauerhaftes Angebot sicherzustellen. 

Doch stehen die bei der Mobilen Bera- 
tung Tätigen unter einem Generalverdacht 
und haben nach dem Willen des Bundes- 
familieministeriums Erklärungen zu un- 
terschreiben, dass sie auf dem Boden der 
Verfassung stehen. Sicherlich ist nicht je- 
der selbsternannter Antifaschist ein De- 
mokrat, doch große Teile eines zivilgesell- 
schaftlichen Engagements unter den Ge- 
neralverdacht zu stellen, wird dem Ein- 
fluss und dem erfolgreichen Wirken von 
zahlreichen Bürgerinnen und Bürgern 
nicht gerecht. Hier ist in den letzten Jahren 
mehr für den Schutz unserer Verfassung 


und Demokratie getan worden, als es der 
staatlichen Behörde, die diesen Auftrag im 
Namen trägt, offensichtlich möglich war. 


Am meisten hat mich persönlich scho- 
ckiert, dass auch hier bei der Kölner Poli- 
zei, die ich doch in diesen Fragen als auf- 
geschlossen und interessiert erlebt hatte, 
bei der Ermittlung grobe Fehler gemacht 
wurden. Auch hier wurden rechtsextreme 
Hintergründe nicht erkannt oder nur bei- 
läufig nachgegangen. Wenn über viele 
Jahre hinweg nicht nur eine staatliche 
Stelle, sondern sehr viele Sicherheitsbe- 
hörden die Gefahr nicht erkennen konn- 
ten, dann stellt sich die Frage, wodurch 
entstehen Strukturen und kollektive Denk- 
muster, die Derartiges ausblenden? Was 
sind bewusste oder unbewusste Vorannah- 
men, die die Ermittlungen lenken? Wird 
die Gefahr eines gewaltbereiten Rechtsex- 
tremismus hinwegdefiniert, weil man sich 
daran gewöhnt hat, wenn von Rechtsex- 
tremismus die Rede ist, in einem Atemzug 
auf den Linksextremismus zu verweisen. 
Gibt es einen Mangel an Informationen, 
an Sensibilität? 

Wenn auch im Rahmen dieser Ausstel- 
lung mit dem Titel „Die Braune Falle“ 
von Präventionsarbeit und Bildung ge- 
sprochen wird, dann meine ich hingegen: 
Der Skandal um den NSU zeigt: Der 
Blick ist in erster Linie nach innen zu 
wenden: Präventionsarbeit ist vor allem 
innerhalb der Behörden notwendig. Um 
zwar nicht,— um im Bild zu bleiben — aus 
der „braunen Falle‘ herauszukommen, 
sondern aus der Falle, Braunes nicht er- 
kennen zu können. 

Ich möchte zwei Beispiele nennen: Und 
diese haben mit der Kölner Polizei zu tun. 
Der Leiter der Soko-Bosporus, die im Fall 
der Keupstraße ermittelte, war selbst noch 
bei seiner Aussage vor dem Untersu- 
chungsausschuss des Bundestags davon 
überzeugt, richtig gehandelt zu haben. Ei- 
nige Monate nach dem Anschlag wurde ja 
in einer Kölner Straßenbahn ein Flugblatt 
gefunden, das gegen die Bewohner der 
Keupstraße hetzte und den Anschlag als 
„Zeichen von Protest‘ bezeichnete und 
mit den Worten endete: „Deutsche wehrt 
Euch!“. Es 
hätte auch 
von „Lin- 
ken“ stam- 
men kön- 
nen, so wur- 
de argumen- 
tiert — auch 
wenn so gut 
wie jeder 
Experte da- 
rin ein 


rechtsextremistisches Weltbild erkennen 
wird. Zumindest war doch klar, dass dies 
nun überhaupt nichts mit türkischem Ban- 
denwesen zu tun hatte, wogegen ermittelt 
wurde. 

Das zweite Beispiel: Bei dem Anschlag 
auf ein Lebensmittelgeschäft 2001, bei 
dem eine junge deutsch-iranische Frau 
schwer verletzt wurde, schloss der Leiter 
der Ermittlungen einen rechtsextremen 
Hintergrund aus, weil es keine Haken- 
kreuze oder Ähnliches gegeben hätte. 
Auch hier wären — mit Verlaub gesagt — 
eine Schulung und Fortbildungen nützlich 
gewesen. 

Um auf meine Eingangsfrage zurückzu- 
kommen: „Welche Rolle kommt dem 
Staat und der Zivilgesellschaft im Kampf 
gegen Rechtsextremismus zu?‘ Meine 
Antwort darauf ist eindeutig: Der Verfas- 
sungsschutz hat in Schulen und Jugend- 
zentren oder anderen Bildungseinrichtun- 
gen nichts zu suchen. Politische Bildungs- 
arbeit mit Ausstellungen wie dieser oder 
mit Comics sollte seine Aufgabe nicht 
sein. Die Bildungsarbeit mit Jugendlichen 
und Erwachsenen können andere mit pro- 
fessioneller Erfahrung besser. Auch zur 
Imagepflege und zur Legitimation seiner 
Arbeit und Existenz sollte politische Bil- 
dungsarbeit nicht dienen. Es wäre doch 
ausreichend gewesen, wenn der Verfas- 
sungsschutz seiner Kernkompetenz ge- 
recht geworden wäre und eine rechtsextre- 
me Terrorgruppe erkannt und Menschen 
vor rassistisch begründeten Morden ge- 
schützt hätte. Politische Bildung wie diese 
Ausstellung kann nicht Aufgabe des Ver- 
fassungsschutzes sein. Grundsätzlich 
nicht. Nach diesem Skandal ohnehin 
nicht, weil es schwer fällt, einfach zur Ta- 
gesordnung überzugehen. 
vet | 
Die vollständige Rede ist im Newsletter 
der Info- und Bildungsstelle gegen 
Rechtsextremismus (ibs) erschienen und 
kann hier heruntergeladen werden: 
http://www.museenkoeln.de/ns- 
dok/download/Newsletter_ibs_ Novembe 
r_2012.pdf 


Demo bei der VS-Zentrale in Köln- 
Chorweiler am 10.11.2012 


Foto: PB. 
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Keiner bauchts 


„Das Aussteigerprogramm des Verfas- 
sungsschutzes für sogenannte Linksex- 
tremisten ist erwartungsgemäß ein einzi- 
ger Flop“, erklärt die innenpolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 
Ulla Jelpke, zur Antwort der Bundesre- 
gierung auf eine Kleine Anfrage der 
Fraktion (17/11132). Jelpke weiter: 

„Ein junger Mann aus Bayern hat, an- 
geblich mit Hilfe des Verfassungsschut- 
zes, die autonome Szene verlassen — das 
ist die gesamte Erfolgsbilanz des Pro- 
gramms ein Jahr nach seiner Gründung. 
Von Oktober 2011 bis September 2012 
haben sich genau 33 Personen bei der 
Aussteigerhotline gemeldet. ‚In 25 Fällen 
ist von einer nicht ernstgemeinten Kon- 
taktaufnahme zum Aussteigerprogramm 
auszugehen‘, räumt die Bundesregierung 
ein. 

Der einzige, der ‚ausgestiegen’ ist, ist 


ein junger Bayer, der Angst vor sozialer 
Isolierung hatte, wenn er die autonome 
Szene verlässt. Er hatte offenbar keinen 
anderen Gesprächspartner als ausgerech- 
net einen Mitarbeiter des gehobenen 
nichttechnischen Dienstes beim Geheim- 
dienst, der gerade Telefondienst hatte. 
Sollte der bedauernswerte junge Mann 
nun einen neuen Freund beim Verfas- 
sungsschutz gefunden haben, sei ihm dies 
gegönnt. Wahrscheinlich hat er sogar 
Glück gehabt, dass er nicht zum Weiter- 
machen in der linken Szene als V-Mann 
überredet worden ist. 

Trotz der, wie die Bundesregierung 
verschämt schreibt, ‚zahlenmäßig über- 
schaubaren Anzahl von ernsthaften Anru- 
fern’ — es waren 8 (acht) — will die Bun- 
desregierung am Programm festhalten. 
Dabei ist es die Kosten für den Nebenan- 
schluss nicht wert. Sein einziger Sinn be- 


steht darin, eine Ähnlichkeit von Nazi- 
Szene und dem linken Spektrum zu sug- 
gerieren und auf diese Weise die unsägli- 
che Extremismusthese zu stützen. Dabei 
machen die realen Erfahrungen deutlich: 
Menschen, die die linke Szene verlassen 
möchten, können dies einfach tun. Es gibt 
bei Linken keinen Grund zur Sorge vor 
Fememorden, Rachezügen gegen ‚Verrä- 
ter’ oder vor ähnlichen Bedrohungen wie 
bei Nazis. 

Wenn der Verfassungsschutz das nicht 
weiß, lautet die eigentliche Bilanz des 
Programms: Der Geheimdienst beweist 
erneut seine Nutzlosigkeit.“ 

Die vollständige Antwort kann hier he- 
runtergeladen werden: 

http://dokumente.linksfraktion.net/mdb 
/4202464200.pdf 


Ulla Jelpke, MdB U 


Gedenkgang zur Erinnerung an den 
74. Jahrestag der Reichsprogromnacht 


Kasse. Etwa 40 Teilnehmende beteilig- 
ten sich am 7. November an dem traditio- 
nellen Gedenkgang der Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes (VVN) vom 
Rathaus zur ehemaligen Synagoge. Er 
fand statt zur Erinnerung an den 74. Jah- 
restag der Pogromnacht und die damit 
verbundenen Verbrechen gegen jüdische 
Bürger dieser Stadt. Dieses Gedenken 
war verbunden mit der Warnung vor An- 
tisemitismus und Rassismus heute. 
„Wenn wir heute an die Reichspogrom- 
nacht erinnern, dann vergessen wir auch 
nicht, dass vor genau einem Jahr der neo- 
faschistische Terror in Form der NSU öf- 
fentlich geworden ist, ein Terror, der hier 


in Kassel mit Halit Yozgat im Jahre 2006 
eines seiner 10 Todesopfer gefunden hat,“ 
betonte Dr. Ulrich Schneider bei der Auf- 
taktkundgebung. 

Niemand wolle das staatlich organisier- 
te Verbrechen vor 74 Jahren und die da- 
rauf folgende Massenvernichtung mit 
dem neofaschistischen Terror heute 
gleichsetzen, aber der Terror der NSU 
und die anderen über 180 Opfer der ras- 
sistischen Politik in unserem Lande seit 
1990 zeigten, dass Rassismus und Antise- 
mitismus keine historischen Phänomene 
sind, sondern eine gegenwärtige Bedro- 
hungen unserer demokratischen Gesell- 
schaft und der hier lebenden Menschen, 


die als Fremde angesehen werden, bedeu- 
ten. 

Zur gesellschaftlichen Auseinanderset- 
zung gehöre es, dass man sich mit den 
Wurzeln und Traditionen des Antisemitis- 
mus auch in dieser Stadt auseinanderset- 
ze. Aus diesem Grund führe man alljähr- 
lich einen solche Gedenkgang auf den 
Spuren von Ausgrenzung, Verfolgung 
und Deportation durch, dieses Jahr mit 
Blick auf die 1100 Jahr-Feier. Denn auch 
dieses Thema gehöre in das Stadtjubilä- 
um, betonte Dr. Schneider. 

VVN-BdA Kassel 


„Zug der Erinnerung” fuhr durch die 


Südpfalz 
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Bei seiner jüngsten Fahrt 
durch die Südpfalz ( Das 
E Bild zeigt die Eröffnung 
der mobilen Ausstellung 
in Pirmasens-Nord ) er- 
reichte der „Zug der Er- 
Pl innerung“ in zwei Wo- 
3! chen auf sechs Stationen 
£ über 13000 Besucher. 

“ Das seit 2007 von einer 
‘ Bürgerinitiative betriebe- 
ne Projekt gehört zu den 
se prominentesten Gedenk- 
| initiativen des vergange- 


nen Jahrzehnts. Bisher 430000 Gäste ka- 
men auf 142 Bahnhöfen in den Zug. 

Er war seit Beginn heftigen Angriffen 
der Deutschen Bahn AG ausgesetzt, die 
auch gewalttätig gegen das Gedenken an 
die Opfer des Vorgängerunternehmens 
(„Deutsche Reichsbahn“) vorging. Mit 
immer neuen technischen Einreden und 
finanziellen Forderungen hat die DB AG 
den „Zug der Erinnerung“ jahrelang be- 
hindert, ohne ihn zum Stehen bringen zu 
können. 

www.zug-der-erinnerung.eu 


:frankreich 


Französische und europäische 
Faschisten trafen sich in Orange: 


Die „identitäre Bewegung” lud zum „Konvent” in Südfrankreich 


Stell Dir vor, es ist Faschistengeburtstag, 
und nicht alle gehen hin! Am Wochenen- 
de des 3./4. November 2012 hielt die 
rechtsextreme, außerparlamentarische 
französische Vereinigung in Gestalt des 
Bloc identitaire eine Tagung im südfran- 
zösischen Orange an. Den Anlass zu dem 
Treffen, das unter der Bezeichnung Con- 
vention identitaire im „Prinzenpalast“ 
von Orange stattfand, wie das Treffen of- 
fiziell hieß, lieferte ihr zehnjähriges Be- 
stehen. 

Rund 800 Personen meldeten sich laut 
Angaben der Veranstalter an oder wurden 
eingeladen; knapp 500 erschienen vor 
Ort. Aber vor allem nicht alle internatio- 
nalen Gäste, die geladen waren, erschie- 
nen. So blieb die österreichische FPÖ 
dem Treffen fern, und für den belgisch- 
flämischen Vlaams Belang sandte die 
Vertreterin Hilde de Lobel ein Grußwort, 
tauchte aber nicht persönlich auf. Darin 
führte sie aus: „Die Bedrohung durch die 
Islamisierung unseres Kontinents ist un- 
sere drängendste Sorge.“ Und auch: „Un- 
sere Identität ist kulturell durch das Erbe 
der westlichen Zivilisation geformt wor- 
den.“ 


Oberspinner Mario Borghezio 


Eine Ausnahme unter den, sonst ver- 
meintlich zaghaften, internationalen Gäs- 
ten bildeten in diesem Jahr die italieni- 
schen Abgesandten. Zu ihnen zählten 
Vertreter der Zeitung Secolo d’Italia (wie 
ihr Journalist Antonio Rapisarda) aber 
auch der Europaparlaments-Abgeordnete 
der italienischen Lega Nord, Mario Borg- 
hezio. Dieser ultraradikale Vertreter der 
norditalienischen rassistischen Regional- 
partei und Fanatiker ist bei beinahe jeder 
grenzüberschreitenden rechten Veranstal- 
tung dabei, wenn sie nur extrem genug 
ist, und wurde in Italien vor einem Jahr- 
zehnt strafrechtlich durch alle Instanzen 
zu einer Geldstrafe verurteilt. Der Grund 
dafür, dass er im Jahr 2000 eigenhändig 
ein Zelt, unter dem Asylbewerber lebten, 
angezündet hatte. Am Wochenende tönte 
er in Orange durch den Saal: „Man muss 
das Buch, die Ideen einsetzen, aber auch 
den Stock. Man muss knüppeln, wenn es 
notwendig ist!“ Ferner rief er aus: „Ein 
Volk, das ist das Blut, die Ethnie, die Tra- 
ditionen und unsere Vorfahren! Es leben 
die Weißen in Europa! Es lebe unsere 
Rasse!“ 

Dadurch brachte Borghezio — an dessen 
Geisteszustand man zweifeln kann, nicht 
jedoch an seiner ideologischen Kohärenz 
— sehr gut auf den Punkt, was der Bloc 


identitaire meint, wenn er von solidarites 
charnelles spricht, also wörtlich von 
„fleischlichen Solidaritäten“. Gar so ge- 
nau wollten die Veranstalter es allerdings 
anscheinend vor versammelter Presse 
nicht benannt wissen. Dem Vertreter der 
französischen Nachrichtenagentur AFP 
vor Ort, Andrea Bambino, verboten sie 
am Sonntag früh den Zutritt, wegen „un- 
ausgewogener Berichterstattung“, weil er 
in seiner Depesche vom Vortag wohl zu 
ausführlich die Originaltöne von Mario 
Borghezio zitiert hatte. Aus Solidarität 
mit dem AFP-Reporter boykottierten 
auch andere Journalisten (von Le Monde, 
L’Humanit& oder dem linkskatholischen 
Magazin Golias) am Sonntag die Tagung. 


Geschichtliches 


Der Bloc identitaire entstand de facto im 
Herbst 2002, formell freilich trat er erst 
im Frühjahr 2003 unter diesem Organisa- 
tionsnamen auf. Als erstes war im Sep- 
tember des Vorjahres die Jugendorgani- 
sation Jeunesses identitaires offiziell ge- 
gründet worden. Ein vorsichtiges Auftre- 
ten ebenso wie die Übernahme eines neu- 
en Namens waren erforderlich geworden, 
weil die Vorgängerorganisation Unite ra- 
dicale (UR) am 6. August 2002 verboten 
worden war. Eines ihrer Mitglieder, der 
25jährige Maxime Brunerie, hatte am 14. 
Juli desselben Jahres — dem französi- 
schen Nationalfeiertag — im Alleingang 
ein Attentat auf Präsident Jacques Chirac 
zu verüben versucht. Dies war nicht nur 
dem Ansehen der Organisation wenig 
förderlich, sondern führte auch zu ihrem 
Verbot per Kabinettsbeschluss als staats- 
gefährdende Vereinigung. 

Schon einmal, Mitte Oktober 2009, 
hatten die Identitaires — wie sie sich gerne 
im Plural nennen, um den Eindruck einer 
dynamischen und vielschichtigen „Bewe- 
gung“ zu erwecken - sich ebenfalls in 
Orange zu einem „Konvent“ getroffen. 
Damals meldeten sich rund 650 Teilneh- 
mer an. Jedoch fiel die internationale Be- 
teiligung damals stärker auf. Neben dem 
Vlaams Belang nahm damals etwa auch 
ein Abgeordneter der Schweizerischen 
Volkspartei (SVP), Dominique Baettig, 
an dem zweitägigen Treffen teil. Nicht je- 
doch dieses Mal. Den Grund dafür liefern 
die sich zuspitzenden Hegemoniekämpfe 
im rechtsextremen Lager. Denn der Front 
National (FN) unter Marine Le Pen, die 
unangefochtene Hauptpartei der „nationa- 
len Rechten“ in Frankreich, hatte sein 
ganzes Gewicht in die Waagschale ge- 
worfen. Und er hatte darauf insistiert, 


Parteien wie die FPÖ dürften nur zu ei- 
nem Partner im Land organisatorischen 
Kontakt halten. Nämlich zu ihm. 

Auch Jacques Bompard, als Bürger- 
meister von Orange auch Gastgeber der 
Tagung, tauchte in diesem Jahr nicht per- 
sönlich auf, sondern sandte einen Vertre- 
ter. Nachdem er 2005 infolge von Kon- 
flikten mit dem damaligen Chef Jean-Ma- 
rie Le Pen aus der Partei austrat, nähert er 
sich jedoch (nach einer kürzeren Verweil- 
dauer bei der katholisch-rechtskonservati- 
ven Kleinpartei MPF unter Philippe de 
Villiers, und einer längeren an der Spitze 
der den ‚Identitaires‘ nahe stehenden 
Kleinpartei ‚Ligue du Sud‘) heute wieder 
an den Front National an. Neben den zwei 
Abgeordneten des FN (Gilbert Collard 
und Marion Marechal-Le Pen) stellt 
Bompard aktuell, seit Juni 2012, den drit- 
ten rechtsextremen Parlamentarier in der 
Pariser Nationalversammlung. Dort ar- 
beitet er auch eng mit den beiden dorthin 
gewählten FN-Parlamentariern zusam- 
men, und die durch Marine Le Pen ange- 
führte Partei unterstützte seine Wahl in ei- 
nem der Stimmbezirke von Orange. Inso- 
fern nahm er möglicherweise ebenfalls 
auf den FN Rücksicht, als er sich am ers- 
ten Novemberwochenende mit einem 
Auftritt beim „Konvent der Identitären“ 
zurückhielt. 

Die Ausgangssituation war vor drei 
Jahren insofern noch eine andere, als der 
FN damals in einer schweren Krise steck- 
te. Geschüttelt durch die schwere Nieder- 
lage gegen die damals noch aufstrebende 
konservative Rechte unter Nicolas Sarko- 
zy, finanziell am Rande des Bankrotts — 
das sehr schlechte Ergebnis bei der Parla- 
mentswahl 2007 verringerte die staatliche 
Parteienfinanzierung für den FN bis 2012 
um zwei Drittel —, und unfähig, die Frage 
der Nachfolge des alternden Jean-Marie 
Le Pen zu lösen. Alle diese Krisenfakto- 
ren hat der FN heute definitiv überwun- 
den. Auch strategisch wurde seine Aus- 
richtung damals kritisierte: Jean-Marie Le 
Pen setzte abwechselnd Signale im Sinne 
eines antimuslimischen Rassismus und de 
Antisemitismus, schwang sich zum Ver- 
teidiger des Abendlands auf, lobte aber 
auch — wie zuletzt im Herbst 2009 in ei- 
nem Interview für das nationalrevolutio- 
näre Organ VoxNR - hin und wieder das 
iranische Regime. Andere, erfolgreiche 
rechtsextreme Parteien in Westeuropa er- 
hoben ihm dies zum Vorwurf: Der franzö- 
sische FN sei strategisch blind bei der 
Frage der Bestimmung des Hauptfeinds. 
Inzwischen hat Jean-Marie Le Pens Toch- 
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ter und Nachfolgerin, Marine, den Kurs 
weitgehend korrigiert. Sie hat die strategi- 
sche Entscheidung übernommen, dass die 
muslimische Einwanderung der Haupt- 
feind sei, gegen den man Verteidiger des 
Christentums ebenso wie laizistische 
Kräfte — und auch Unterstützer Israels — 
für taktische Bündnisse ansprechen kön- 
ne. Vor drei Jahren war dies noch nicht 
klar entschieden, und Parteien wie der 
Vlaams Belang nahmen deshalb auch 
Tuchfühlung zu Konkurrenten des FN 
wie den „Identitären“ auf. 


Welche Strategie? 


Ungeklärt bleibt dabei bislang das Ver- 
hältnis zwischen ihnen und der dominie- 
renden rechtsextremen Partei. Denn die 
Identitaires selbst sind über ihre eigene 
Strategie uneins. Eine Richtung möchte 
besonders als außerparlamentarische Be- 
wegung und pressure group auftreten, 
mit PR-Aktionen die Aufmerksamkeit 
der Medien erwecken und dabei für eine 
Hegemonie ihrer „Ideen“ ringen. Im Vor- 
dergrund steht dabei der „Abwehrkampf“ 
gegen die Präsenz von Muslimen in Eu- 
ropa. Ganz in diesem Sinne fiel auch die 
spektakuläre Aktion am Samstag, den 20. 
Oktober d.J. aus, an dem junge Aktivis- 
ten der Jugendorganisation des Bloc — 
unter dem Namen Generation identitaire 
— die Baustelle einer Moschee in Poitiers 
besetzten. Ort und Datum sollten dabei 
bewusst auf die von zahlreichen Ge- 
schichtslegenden umwobene Schlacht 
von Karl Martel gegen arabische Reiter 
anspielen, welche am 25. Oktober des 
Jahres 732 chr. Zeitrechnung auf einer 
Wiese bei Poitiers stattfand. 

Der Jahrestag fiel in die Woche nach 
der aufsehenerregenden Aktion. So wie 
Karl Martel damals die „Sarazenen“ aus 
dem Land gefegt habe, so müsse man es 
wieder tun, lautet die Botschaft. Gen£rati- 
on identitaire drohte aufgrund dieses Vor- 
gangs ein paar Tage lang das Verbot, doch 
die Regierung entschied sich dann „auf- 
grund juristischer Probleme“ dagegen, es 
zu beantragen. Aktionen wie diese sind 
typisch für die Identitaires, die auch gerne 
subkulturelle Codes ansprechen, um mit 
Hilfe von Agitprop und vermeintlich mo- 
dern aufbereiteten Mythen sowie unter 
Zuhilfenahme von Musik und Videos be- 


Fußnote 

Eine weitgehend pseudo-wissenschaftliche Tagung 
zum Thema „Nation und Staatsbürgerschaft” fand 
im Umfeld des Bloc identitaire am 10. März 2012 
in Paris statt, im Veranstaltungssaal Espace Charen- 
ton, wo das „identitäre“ Spektrum mit Bündnispart- 
nern auch den „Anti-Islamisierungs-Kongress” vom 
18. Dezember 2010 veranstaltet hatte. Jener hatte 
damals viel Aufsehen erregt (und wird nunmehr, ab 
dem 21. Dezember 12, auch ein gerichtliches 
Nachspiel haben, da eine Strafanzeige wegen dort 
getätigter rassistischer Auslossungen erstattet wur- 
de.) Nicht so jedoch bei der Veranstaltung im März 
2012: Das Ganze erweckte und hinterließ einen 
eher drögen Eindruck. 
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sonders junge Leute anzusprechen. Ein 
Video, auf dem die beschworene „Gene- 
ration“ sich selbst in Sprecheinlagen vor- 
stellt — ein Generation, die Opfer von 
Multikulturalismus, Ideallosigkeit ihrer 
Umwelt und der Verantwortungslosigkeit 
der ihr vorausgehenden 68er sei — sorgte 
im In- und Ausland für viel Aufsehen. Es 
existiert auch in deutscher Übersetzung 
und wurde bei Politically Incorrect aus- 
führlich vorgestellt. Beliebt bei den 
„Identitären“, die inzwischen auch Able- 
ger etwa in Wien und Frankfurt gründe- 
ten, sind aber auch Happenings mit 
Schweinemasken — etwa gegen muslimi- 
sche Restaurants, die kein Schweine- 
fleisch anbieten — oder Filme und Comics 
über die „Thermophylen-Schlacht“. Bei 
jenem Ereignis in der Antike opferte sich 
eine Truppe von 300 Soldaten aus Sparta 
gegen die Invasoren, eine riesige Über- 
macht von Persern, um deren Vormarsch 
auf das alte Griechenland aufzuhalten. 
Bei den jungen Rechtsextremen finden 
sich von der Form her moderne Erzählun- 
gen rund um diesen Mythos. 

Doch eine andere Richtung bei den Iden- 
titaires möchte lieber parteiähnliche Ar- 
beit betreiben, besonders auf lokaler Ebe- 
ne, und dabei auch dem teils bewunder- 
ten und teils verhassten FN Konkurrenz 
bereiten. Eine dritte Richtung wiederum 
sähe sich lieber als reinen „Denkclub“, 
der Veranstaltungen ausrichtet, um pseu- 
do-wissenschaftliche Debatte mit Gast- 
rednern auszurichten und um „den 
Kampf um das Besetzen der Begriffe“ zu 
führen.[1] Ähnlich wie die Denkfabrik 
der intellektuellen „Neuen Rechten“ in 
den siebziger Jahren, das GRECE. Aber 
mit einer anderen ideologischen Ausrich- 
tung — weniger antisemitisch, und im Un- 
terschied zum GRECE zu Anfang der 
1980er Jahre begrüßen die Identitaires 
nicht den Islamismus als Ausdruck „des 
allen Völkern und Kulturen innewohnen- 
den Identitätsstreben“, sondern wettern 
bei jeder Gelegenheit gegen die „islami- 
sche Bedrohung“. Dem Antisemitismus, 
welcher bei Unite Radicale noch eine 


zentrale Rolle spielte, haben die Identi- 
taires seit ihrer Tagung 2009 formell de- 
finitiv abgeschworen. Auch wenn der 
Redner Mario Borghezio am Samstag 
auch den antisemitischen französischen 
Poeten Robert Brasillach, der im Februar 
1945 nach der Befreiung erschossen wur- 
de, beschwor. 


Verhältnis zu anderen Kräften: 
FN und Konservative 


Auf ihrem Treffen am ersten Wochenen- 
de im November d.J. versuchten die 
„Identitätären“, sich vor diesem Hinter- 
grund auf einen strategischen Kompro- 
miss zu einigen. Auf den Versuch, for- 
mell als politische Partei aufzutreten, 
wollen sie verzichten — um stärker ihren 
Bewegungscharakter oder, aus ihrer eige- 
nen Sicht, ihre Natur als Ausdruck einer 
„Gegenkultur“ zu betonen. Gleichzeitig 
wollen sie sich zumindest in der Kom- 
munalpolitik auch bei institutioneller Ar- 
beit engagieren. Philippe Vardon von 
dem Bloc-Ableger „Rebellisches Nizza“, 
der am stärksten auf dieser Ebene vorge- 
arbeitet hat, sprach am Sonntag (den 
04.11.12) „Wahlbündnissen und, warum 
nicht, der Teilnahme an Kommunalregie- 
rungen“ in enger Zusammenarbeit mit 
dem FN - respektive seiner Bündnisor- 
ganisation für Wahlbeteiligungen, Ras- 
semblement Bleu Marine — das Wort. 
Allerdings schlug Marine Le Pen das 
Angebot am selben Tag aus. Beim Fern- 
sehsender BFM TV erklärte die Vorsit- 
zende des FN, der Bloc sei nach ihren 
Kenntnissen „eine Agitprop- und Aktivis- 
ten-Partei“, also nicht eine seriöse Er- 
scheinung wie die von ihr geführte Partei. 
Ferner gebe es zu wichtige ideologische 
Differenzen: die Identitaires seien „Euro- 
päisten und Regionalisten“. Tatsächlich 
setzt der Bloc auf eine Art Dreiklang der 
zu verteidigenden „Identitäten“ — regio- 
nale, nationale und europäische —, die wie 
eine Art russischer Puppen ineinander 
greifen sollen. Dies ist aus seiner Sicht er- 
forderlich, weil nur so eine „eingewurzel- 
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te echte Identität‘ definiert werden kön- 
ne; denn ein Einwanderer könne nur 
durch Einbürgerung Franzose werden, 
aber eben unmöglich „Baske, Bretone 
oder Elsässer“. Aus Sicht des FN dagegen 
muss allein die Nation im Mittelpunkt 
stehen. (Übrigens notiert die ebenfalls 
eingeladene und in Orange präsente, 
rechtsextreme deutsche Zeitschrift Blaue 
Narzisse in ihrem Bericht dazu: „Bemer- 
kenswert ist jedenfalls, dass keine einzige 
Trikolore im Saal hängt“. Artikel „Identi- 
tär in Orange“ von Peter Ulbricht, vom 
08.11.2012. Ebenfalls in Orange anwe- 
send war die deutsche rechtsextreme Pu- 
blikation Sezession, für welche Götz Ku- 
bitschek und Martin Lichtmesz die Reise 
nach Südfrankreich antraten.) 

Sein relativ parteiferner Charakter ver- 
schafft dem Bloc jedoch insofern einen 
Vorteil, als er auch parteiübergreifend 
nach Bündnispartnern suchen kann. Ne- 
ben dem FN, zu welchem es zumindest 
auf lokaler Ebene gute Kontakte gibt, 
zählen dazu auch Konservative. Derzeit 
unterschrieben zwischen 15 und 20 Abge- 
ordnete der konservativ-wirtschaftslibera- 
len Oppositionspartei UMP eine Petition 
gegen das kommunale Ausländerwahl- 
recht, die vom Bloc initiiert wurde. Und 
der aufgrund notorischer homophober 
Sprüche aus der UMP-Fraktion ausge- 
schlossene frühere Parlamentarier Chris- 
tian Vanneste nahm an der Tagung in 
Orange teil. Und ein Vertreter der UMP- 
nahen rechten Studierendengewerkschaft 
UNI -— Edgar Saint-Jean — sandte ein 
Grußwort und sprach darin von „gemein- 
samen Sorgen“. 


Nachtrag: 
Pariser Demonstration vom 10.11.12 


Eine Woche nach dem „Konvent“ in 
Orange fand in Paris eine Demonstration 
unter dem Titel „Gegen den islamisti- 
schen Faschismus“ statt. Am Nachmittag 
des Samstag, 10. November d.J. sollte sie 
vom Nahverkehrsbahnhof Denfert-Ro- 
chereau bis zur Place d’Italie, also quer 
durch den Süden des Pariser Stadtgebiets 
führen. Zu ihr hatten formell rund 40 
Strukturen aufgerufen. Neben Quasi- 
Briefkastenvereinen umfassten die Aufru- 
fer besonders das „identitäre‘‘ Spektrum 
einerseits, sowie die Bewegung rund um 
die islamfeindliche Internetpublikation 
Riposte Laique (ungefähr: „Gegenwehr 
der Laizisten‘“) und ihre Vorfeldorganisa- 
tion Resistance Republicaine anderer- 
seits. Letzte fielen und fallen vor allem 
durch ihre obsessive, von Besessenheit 
geprägte Beschäftigung mit einer „islami- 
schen Bedrohung“ auf. Seit nunmehr cir- 
ca zwei Jahren vollzieht Riposte Laique 
eine starke Annäherung an den Front Na- 
tional unter Führung von Marine Le Pen; 
einer der Hauptprotagonisten dieses 
Spektrums, der (am Samstag ebenfalls 
anwesende) frühere UMP-Kommunalpar- 
lamentarier, frühere rechte Gewerkschaf- 


ter und aktive Blogger Gerard Brazon, 
nahm am 22./23. September 12 an der 
„Herbstuniversität‘‘ des FN im westfran- 
zösischen La Baule teil. Das Spektrum 
rund um Riposte Laique und der Bloc 
identitaire hatten zusammen vor knapp 
zwei Jahren, am 18. Dezember 2010, den 
„Anti-Islamisierungs-Kongress“ im 
zwölften Pariser Bezirk veranstaltet. 
Ungefähr dieselbe Teilnehmerzahl, 
vielleicht etwas weniger, verzeichnete 
auch die Demonstration vom Samstag: 
laut unseren Beobachtungen knapp unter 
1000. Ein vom Verfasser dieser Zeilen be- 
fragter Einsatzleiter der Gendarmerie 
schätzte die Demonstranten auf „ungefähr 
800“, das dürfte hinkommen. Das ist für 
eine Saalveranstaltung nicht wenig, hin- 
gegen für eine Demonstration nicht sehr 
viel. Eine Mehrzahl der Teilnehmenden 
kam offenkundig aus anderen Teilen 
Frankreichs außerhalb von Paris. Denn 
als der Redner der Auftaktkundgebung — 
Pierre Cassen — die „eigens angereisten 
provinciaux‘ (Leute aus der Provinz, d.h. 
Frankreich ohne Paris; heutzutage sagt 
man allerdings eher höflich „in einer Re- 
gion“ statt „in der Provinz“) begrüßte, er- 
hoben sich wesentlich mehr Hände zum 
Gegengruß als beim Willkommenheißen 
der Pariser Teilnehmer. Von einer Fähig- 
keit zur Mobilisierung einer Massenbe- 
wegung ist dieses Spektrum also anschei- 
nend derzeit eher noch ziemlich weit ent- 
fernt. Auch wenn man die Entwicklung 
des „Kristallisationskerns“, welcher sich 
da herausgebildet hat, im Auge behalten 
wird müssen. Wahrscheinlich ist das allei- 
nige Thema „Bedrohung durch Islamisie- 
rung“ auch für viele Anhänger rechter 
Ideen zu abstrakt; beim Front National je- 
denfalls würden immer zumindest auch 
starke Akzente zu ökonomischen und so- 
zialen Themen hinzugefügt. Am Samstag 
war dies nicht der Fall. Es überwog die 
monothematische Beschäftigung mit der 
„Islamisierung“. Ein besonders durchge- 
knallt wirkender Demonstrant über 50 
trug die ganze Zeit über ein Schild mit der 
Aufschrift „Islam raus dem Louvre“ vor 
sich her. Natürlich 
unter Anspielung auf 
die neue (und wirk- 
lich gute) Daueraus- 
stellung über islami- 
sche Kunst, die Ende * 
September 2012 in 
dem Pariser Mu- 
seum eröffnet wurde. 
Eine Mehrheit der 
Teilnehmenden war 
eher in mittlerem bis 
fortgeschrittenem 
Alter, bürgerlich bis 
spießig wirkend. Da- 
gegen fand sich auch 
eine Minderheit von 
jungen, männlichen 
und eher ziemlich 
kurzgeschorenen 


Demonstranten unter ihnen, die wieder- 
um hauptsächlich den Ordnerdienst stell- 
ten. Das Fronttransparent zeigte die Paro- 
le: „Der islamische Faschismus wird 
nicht durchkommen“. Kurz dahinter be- 
fand sich auch ein Transparent des „Iden- 
titären“-Spektrum, das sich durch die 
Selbstdarstellung als „Identitäres Netz- 
werk“ (Reseau identitaire) und „Die Iden- 
titären“ im Plural als vielfältig und dyna- 
misch darzustellen suchte. Prominentes- 
ter Teilnehmer in ihrem Block war Ri- 
chard Roudier, der Chef der regionalen 
Kleinpartei Ligue du Midi in Südfrank- 
reich, welche wie andere rechtsextreme 
Regionalbewegungen (u.a. Alsace d’ab- 
ord, also „Elsass zuerst“, unter Jacques 
Cordonnier) eng in die Strukturen der 
„Identitären“-Bewegung eingeflochten 
ist. 

Der Hauptprotagonist von Riposte Lai- 
que, Pierre Cassen, ist ein früherer Links- 
aktivist und zählte in den 1970er Jahren 
noch zu Organisationen der politischen 
(LCR) und gewerkschaftlichen (CGT) 
Linken. Durch die Ablehnung der Gleich- 
berechtigung von Einwanderern auf dem 
Arbeitsmarkt, und später durch eine 
förmliche Besessenheit bezüglich einer 
„bedrohlichen Islamisierung“, radikali- 
sierte er sich im Laufe der Jahre nach 
rechts. Jedenfalls von der Form her merkt 
man ihm den ehemaligen Linken jedoch 
noch an. Cassen ließ — als Redner auf ei- 
nem mitfahrenden Lastwagen — die (be- 
scheidene) Menge immer wieder Slogans 
skandieren, die von Stil und Rhythmus 
her, aber natürlich keineswegs inhaltlich, 
wie eine Kopie früherer linker Parolen 
aus Cassens alten Zeiten wirkten. Etwa: 
„Sie sind Rassisten, sie sind Faschisten, 
sie sind Sexisten — raus, raus mit den Isla- 
misten.“ Eine direkte Übernahme und 
Abwandlung linker und antifaschistischer 
Slogans, die sich üblicherweise gegen 
den FN und verwandte Organisationen 
richten. Dagegen war der ebenfalls geru- 
fene Slogan „Wir sind Herr in unserem 
Haus“ eine traditionelle rechte Parole. 

Bernard Schmid, Paris I 
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Konservative und Rechtsextreme 


wetteifern in Demagogie, 


und wollen gegen die Pläne zur Homosexuellen-Ehe auch auf die Straße gehen. 


Gemeinsam oder getrennt? 


Präsident Frangois Hollande und Pre- 
mierminister Jean-Marc Ayrault befinden 
sich im Abwind, wenn nicht im Sturz- 
flug, was ihre Popularität betrifft. Ihre 
ausgesprochen wenig „sozialistische“ 
Politik bei der Verwaltung der — kapita- 
listischen — Krise trägt ihnen keinesfalls 
nur Applaus ein. Auch wenn die sozialen 
Bewegungen ebenfalls, in einem Klima 
frustrierter aber noch nach Alternativen 
suchender Resignation, weitgehend ge- 
lähmt erscheinen. Die Beliebtheit Fran- 
cois Hollandes, welche nach seiner Wahl 
am 6. Mai 2012 zunächst über 60 Prozent 
lag, ist nach letzten Umfragewerten vom 
1. November d. J. bei 36 Prozent ange- 
kommen. 

Druck auf die sozialdemokratisch-grü- 
ne Regierung kommt unterdessen vor al- 
lem von rechts. Derzeit bereitet sich die 
größte Oppositionspartei, also die konser- 
vative und wirtschaftsliberale ebenso wie 
nationalrassistische Strömungen umfas- 
sende UMP, auf die Wahl einer neuen 
Spitze vor. Am 18. November 12 fällt die 
Entscheidung zwischen ihrem Generalse- 
kretär Jean-Frangois Cope und dem frü- 
heren Premierminister Frangois Fillon. 
Letzter ist besser platziert. Vor allem 
Cope setzt auf eine an Ressentiments und 
Rassismus anknüpfende Kampagne, die 
seine Partei immer noch weiter an den 
derzeit ebenfalls erstarkenden Front Na- 
tional annähert. 

Gewinnt er, dann würde eine aus der 
antigaullistischen extremen Rechten 
kommende Abgeordnete, Michele Taba- 
rot, stolze Tochter eines in den 1960 Jah- 
ren bei der rechten Terrororganisation 
OAS aktiven Vaters und erklärte De 
Gaulle-Hasserin, zur Nummer Zwei der 
„postgaullistischen“ Partei. Tabarot, Bür- 
germeisterin von Le Cannet (an der Cöte 
d’Azur) und Parlamentarierin seit 2002, 
wurde im Oktober 1962 in Alicante gebo- 
ren — drei Monate nach der Unabhängig- 
keit Algeriens. Und nicht zufällig in Spa- 
nien, sondern deswegen, weil ihr rechts- 
terroristischer Vater damals in Franco- 
Spanien im Exil lebte. Die OAS entstand 
1961 als rassistische „Wider- 
stands“bewegung gegen die Unabhängig- 
keit Algeriens, und war unter der dort le- 
benden europäischstämmigen Siedlerbe- 
völkerung ebenso verankert wie unter in 
Nordafrika dienenden Soldaten, vor allem 
aber Offizieren. Die Pariser Abendzeitung 
Le Monde berichtet in ihrer Ausgabe vom 
11. Oktober 12, Michele Tabarot wende 
noch heute systematisch das Gesicht ab, 
wenn sie ein Portrait Charles de Gaulles 
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sehe. Bei der Unabhängigkeit Algeriens 
war de Gaulle Präsident Frankreichs und 
eine Hassfigur für die OAS, welche ihn 
beim „Attentat von Petit-Clamart“ zu er- 
morden versuchte. 


Straßenmobilisierung? 


Am Wochenende des 27./28. Oktober 12 
verkündete Copg, falls er bei der Mitglie- 
der-Abstimmung am 18. November 12 
gewählt werde, dann würde die Rechte 
künftig auch auf die Straße gehen. Es 
wäre zum ersten Mal seit ihren Demons- 
trationen zur Verteidigung der katholi- 
schen Privatschulen von 1984, die da- 
mals durch Konservative und FN glei- 
chermaßen getragen wurden. 

Konkret wollte Cop& entlang von drei 
Streitfragen mobilisieren: Besonders (ers- 
tens) gegen die Pläne der Regierung zur 
Erlaubnis der Homosexuellenehe - die er, 
als Bürgermeister von Meaux, in „sei- 
nem“ Rathaus dann gesetzwidrig boykot- 
tieren möchte — und (zum Zweiten) zur 
Einführung des kommunalen Ausländer- 
wahlrecht will Cope. Die Pläne für das 
Ausländerwahlrecht wird die Regierung 
allerdings mutmaßlich ohnehin auf die 
lange Bank schieben, nämlich auf den 
Zeitraum jenseits der nächsten Kommu- 
nalwahlen im März 2014 — ursprünglich 
war durchaus daran gedacht, die Betroffe- 
nen dann bereits mitwählen zu lassen, 
und die Reform 2013 durchzuführen. 
Drittens nannte Jean-Frangois Cope als 
Protestthema für die Rechte auch Behin- 
derungen „der Mobilisierung der wirt- 
schaftlichen Akteure“ (so seine Wort- 
wahl). Er möchte also demnach etwa ge- 
gen Steuern für Unternehmen und Reiche 
mobilisieren. Am dritten und letzten 
Punkt blieb seine Formulierung jedoch 
ziemlich unkonkret, was vielleicht auch 
damit zusammenhängt, dass eine politi- 
sche Mobilmachung mit Anziehungskraft 
bis hinein in die Unterklassen vielleicht 
an diesem letztgenannten Punkt am 
schwersten fallen dürfte. 

Prompt antwortete die rechtsextreme 
Politikerin und Parteivorsitzende des 
Front National (FN), Marine Le Pen, da- 
rauf am 02. November 12, auch ihre Par- 
tei werde bei den von Cop& ankündigten 
Demonstrationen mitmachen, falls sie 
stattfinden würden. Anschließen möchte 
sie sich besonders Demonstrationen ge- 
gen die Pläne zur Legalisierung der Ho- 
mosexuellen-Ehe. Ferner forderte sie da- 
rüber hinaus kurz darauf ein „Referen- 
dum“ zur Einführung der Homoehe. Ein 
solches forderte inzwischen auch der (of- 


fiziell parteilose, aber im Juni 2012 für 
die Rechtsextremen in die Nationalver- 
sammlung gewählte) FN-Abgeordnete 
und prominente Anwalt Gilbert Collard. 
Er bekundete gleichzeitig seinen „Res- 
pekt für die homosexuellen Personen“, 
forderte eine Volksabstimmung über die 
Pläne zur Legalisierung der Homosexuel- 
lenehe — und die Aufnahme eines zusätz- 
lichen Artikels in die Verfassung, welcher 
die Letztgenannte definitiv verbieten 
würde. 


Hassobjekt Homo-Ehe 


Am 07. November 12 hat das französi- 
sche Kabinett einen Gesetzentwurf ange- 
nommen, der solche Ehen ermöglichen 
soll. Dadurch würden gleichgeschlechtli- 
che ebenso wie heterosexuelle Paarte 
künftig die Wahl zwischen drei mögli- 
chen Statusformen haben: als freie Be- 
ziehung (französisch concubinage), in 
Form eines PACS - einer vertragsförmi- 
gen eingetragenen Lebenspartnerschaft, 
die schon seit ihrer Einführung 1999 al- 
len Paaren offen stand — und nun eben 
auch der Ehe. Damit einher geht erstmals 
die Möglichkeit, auch über das Adopti- 
onsrecht für Kinder zu verfügen, wenn 
die dafür vom Gesetz vorgesehenen Vo- 
raussetzungen erfüllt sind. Dazu zählt 
insbesondere eine Prüfung, ob das Kin- 
deswohl in dem fraglichen Haushalt ge- 
schützt sein wird. Nur sind diese Voraus- 
setzungen in Zukunft erstmals dieselben, 
egal, ob die Eltern aus Personen gleichen 
oder unterschiedlichen Geschlechts be- 
stehen. 

Ab dem 29. Januar 2013 wird der vor- 
liegende Gesetzentwurf nun im Parla- 
ment debattiert werden. Nicht alle Fragen 
sind dabei im Augenblick auch rechtlich 
geklärt. Was etwa, wenn Bürgermeister 
sich aufgrund ihrer Einstellung grund- 
sätzlich weigern sollten, homosexuelle 
Paare zu trauen — wie Jean-Frangois Cope 
es für sich selbst bereits ankündigte? Die 
Regierung verhandelt darüber derzeit ge- 
rade mit dem Verband französischer Bür- 
germeister (AMF). Gedacht ist etwa an 
eine Ausweitung der gesetzlichen Vertre- 
tungsregeln, die es beim Ausfall eines 
Rathauschefs auch anderen Personen er- 
lauben, an seiner statt eine Trauung zu 
vollziehen. 

Heftige Reaktionen dagegen gibt es be- 
reits. Als erster ging der Kardinal Barba- 
rin aus der Decke, welcher verkündete, 
die Einführung der Homosexuellenehe 
sei dasselbe wie die Legalisierung von 


Polgyamie und Inzest. (Während ——> 


:flucht und migration 


Systematisch diskriminiert - 
zur Lebenssituation der 
Roma 


SERBIEN Eindrücke einer 
Delegationsreise nach Serbien zur 
Situation der Roma, Antrag auf Win- 
terabschiebestopp 

Die Roma gehören in mehreren Staaten 
der Balkanhalbinsel zu den am stärksten 
benachteiligten Gruppen, sie sind die 
Ärmsten der Armen, weil ihnen infolge 
der Diskriminierung der Zugang zu Ar- 
beit, Bildung, medizinischer Behandlung 
und Grundsicherung verwehrt bleibt. Aus 
Angst um das eigene Überleben flüchten 
Roma aus Serbien und Mazedonien in 
die reichen Staaten Europas. Regelmäßig 
vor den Wintermonaten steigt die Zahl 
der Flüchtlinge an. Den diesjährigen An- 
stieg auf immer noch niedrigem Niveau 
nutzte der Bundesinnenminister Fried- 


sonstige Kirchenvertreter sich eher vor- 
sichtig äußerten, und einerseits die Ableh- 
nung der Homosexualität durch alle mo- 
notheistischen Religionen — auch durch 
moslemische und jüdische Gemeinden — 
betonten, andererseits aber auch den 
„Dialog“ mit betroffenen Personen anbo- 
ten. Obwohl dies mitunter mit merkwür- 
digen Verrenkungen einherging, etwa 
wenn die Bischofskonferenz am 25. Ok- 
tober d.J. bei einem Treffen mit einer ge- 
gen Homophobie kämpfenden Vereini- 
gung verkündete, sie respektiere die ho- 
mosexuellen Personen. Aber hinzufügte, 
sie müssten ja ihre Neigung nicht in sexu- 
elle Handlungen umsetzen, „so, wie eine 
Person, die in Versuchung gerät, einen 
Diebstahl zu begehen, sich rechtzeitig zu- 
rückhalten kann“. Ein Vergleich, der bei 
den Gesprächspartnern der Kirchenver- 
treter nicht eben sonderlich gut ankam...) 

Dieselben Metaphern wie der oben zi- 
tierte Kardinal bemühte auch der konser- 
vative Bürgermeister des großbürgerli- 
chen 8. Pariser Arrondissements, Frangois 
Lebel; um ihn noch um den Vorwurf der 
drohenden Legalisierung von Pädophilie, 
also Kindesmissbrauch, zu erweitern. 
Den Vogel schoss vergangene Woche der 
87jährige Parlamentsabgeordnete der 
Rechtsopposition und Rüstungsindustriel- 
le Serge Dassault — früher auch Bürger- 
meister in Corbeil-Essonnes im Pariser 
Umland, wo er 1995 Techtelmechtel mit 
dem FN vollführte — dabei ab. Er erklärte, 
Frankreich werde zu einem „Land der 
Homos“, das in zehn Jahren „entvölkert“ 
sei. Und dann drohe eine Misere genau 
wie in Griechenland. Sei doch die Zerstö- 
rung der Familienmoral „einer der Grün- 
de für die Dekadenz“ der Pleitegriechen 
(um kurz mit der BILD-Zeitung zu spre- 
chen). Bei der sozialdemokratisch-grünen 
Parlamentsmehrheit wurden diese Sprü- 
che scharf verurteilt, auf den konservati- 


rich (CSU), um Roma als „Wirtschafts- 
flüchtlinge“ zu diskreditieren, ihnen 
„Asylmissbrauch“ vorzuwerfen, in ge- 
fährlicher Weise an die Debatte der frü- 
hen 90er Jahre zu erinnern, von einem 
„massiven Zustrom“ zu fabulieren. Die 
Fraktionen DIE LINKE und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bringen deshalb einen 
gemeinsamen Antrag für einen Abschie- 
bestopp von Flüchtlingen der Balkan- 
halbinsel in den Thüringer Landtag ein. 
Mit dem Antrag soll die humanitäre Ver- 
pflichtung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, Menschen in Not aufzunehmen, be- 
kräftigt und gleichzeitig der „Versuch der 
Diskreditierung von Flüchtlingen und 
Bemühungen zur Einschränkung des 
Asyl- und Flüchtlingsrechts“ zurückge- 
wiesen werden. Im Anschluss diskutieren 
Sabine Berninger, flüchtlingspolitische 
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, 


ven Bänken dagegen nicht. 
Konservative, Rechtsextreme, katholi- 
sche Fundamentalisten und andere Grup- 
pen wollen in den kommenden Wochen 
teils getrennt, teils vereint gegen die Ho- 
mosexuellenehe auf die Straße gehen und 
demonstrieren. Beginnend mit einem 
Aufmarsch der rechtskatholischen Fran- 
co-Sympathisanten der Gruppierung Ci- 


und Karsten Lüthke, Referent für Migra- 
tion und Flüchtlingspolitik der Bundes- 
tagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, po- 
litische Perspektiven für die Roma in Eu- 
ropa. Eindrücke von einer Delegations- 
reise nach Serbien Anne Tahirovic, Refu- 
gio Thüringen e.V., berichtet über Begeg- 
nungen in serbischen Romasiedlungen 
und über die Situation der Frauen, die 
Schul- und Wohnverhältnisse und über 
die Möglichkeit des Zugangs zu exis- 
tenzsichernder Arbeit. Eine Veranstal- 
tung über die Lebenssituation der Roma 
in Serbien findet am 20. November 2012 

im Thüringer Landtag statt. 
Quelle: Flüchtlingsrat Thüringen e.V. 
05.11.2012 0 


Bundestag: Aktuelle Stunde 
zu Residenzpflicht 


Die gestrigen Aktuellen Stunde im Deut- 
schen Bundestag befasste sich u. a. mit 


vitas an diesem Sonntag, den 18. Novem- 
ber 12. Dazu rief auch die aus einer alten 
rechtsextremen Tradition kommende Ver- 
einigung Action frangaise mit auf. Die 
größeren politischen Kräfte warten unter- 
dessen allerdings noch ab. 


Bernard, Schmid, Paris # 
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dem Thema „Haltung der Bundesregie- 
rung zur Residenzpflicht und Sonderge- 
setzen für Flüchtlinge sowie Asylbewer- 
berinnen und Asylbewerber“, die von der 
Fraktion DIE LINKE anlässlich der 
Flüchtlingsproteste am Brandenburger 
Tor, am Oranienplatz und anderswo be- 
antragt worden war. 

Es war zu befürchten: Die Flüchtlinge 
werden einen langen Atem brauchen, von 
einem Entgegenkommen oder Nachdenk- 
lichkeit angesichts der Proteste der 
Flüchtlinge war in den Reihen der Regie- 
rungsfraktionen nichts zu spüren. 

Der Staatssekretär des Inneren Dr. Ole 
Schröder — die Integrationsbeauftragte 
Böhmer war zwar anwesend, sprach aber 
bezeichnenderweise nicht — sprach doch 
tatsächlich davon, dass die Residenz- 
pflicht „im wohlverstandenen Eigeninte- 
resse des Asylbewerbers selbst“ sei (weil 
nur so angeblich das Asylverfahren 
schnell durchgeführt werden könne). Pe- 
ter Tauber (CDU/CSU) formulierte, dass 
die Residenzpflicht „im Einzelfall unan- 
genehm sein‘ mag... Ansonsten aber war 
in den Reihen der Regierung viel von 
„Asylmissbrauch“, „ungesteuerter Zu- 
wanderung‘“, „Sog-Effekten“ und derglei- 
chen Hetze mehr die Rede. Hoffnungs- 
voll stimmte vielleicht nur die relative Ei- 
nigkeit der Oppositionsparteien — wobei 
an vieles, was gestern gesagt wurde, wird 
erinnert werden müssen, wenn besagte 
künftig womöglich wieder in Regierungs- 
verantwortung sind. 

Pascal Kober (FDP) stelle „in Kürze“ 
einen Gesetzentwurf zur Änderung des 
AsylbLG in Aussicht, „mit dem die Leis- 
tungen ... deutlich und spürbar verbessert 
werden“ — alles andere wäre ja auch ver- 
fassungswidrig. Lesenswert auch die 
gestrige Antwort der Bundesregierung auf 
zwei mündliche Fragen von Halina Waw- 
zyniak zu den Konsequenzen aus den 
Flüchtlingsprotesten. DIE LINKE wird 
ihre Forderung nach Abschaffung der Re- 
sidenzpflicht in einem weiteren Antrag 
zum Ausdruck und in das Parlament brin- 
gen. 

Quelle: Fraktion DIE LINKE. im 
Bundestag 08.11.2012 0 


58 Tote bei Gibraltar - 
Verwirrungsstrategie von 


Madrid, Rabat und Frontex? 
In Reaktion auf die ersten Veröffentli- 
chungen über unterlassene Hilfeleistung 
durch ein deutsches Frontex-Flugzeug — 
ca. 56 Boat-people waren in den vergan- 
genen Tagen bei Gibraltar ertrunken, ob- 
wohl die Situation des Boots in Seenot 
von einem deutschen Frontex-Flugzeug 
zuvor fotografisch dokumentiert worden 
war — folgen nun Verwirrung stiftende 
Informationen der spanischen und ma- 
rokkanischen Regierungen und von 
Frontex. Es wird zugegeben, dass ein 
Frontex-Flugzeug in der Region war und 
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ein überladenes Flüchtlingsschiff foto- 
grafiert hat. Allerdings sei es ein maltesi- 
sches Flugzeug gewesen. [Wahrschein- 
lich wird die Operation Indalo von Malta 
aus geführt, aber die Frontex-Flugzeuge 
und -Schiffe kommen aus verschiedenen 
Staaten]. Zudem habe es ein weiteres 
Flüchtlingsschiff mit 60 Passagieren in 
der Meeresregion gegeben, das die ma- 
rokkanischen Behörden aufgebracht ha- 
ben wollen. Damit wird deutlich, dass in 
der engen Meeresstraße von Gibraltar, 
eine der am meisten überwachten und 
„sichersten“ Meeresregionen der Welt, 
sich nicht nur Küstenwachen-Schiffe, 
Militärschiffe, Flugzeuge der Küstenwa- 
chen befanden, sondern auch eine Fron- 
tex-Überwachung stattfand. Welche 
Frontex-Flugzeuge und -Schiffe nehmen 
in diesen Tagen an der sog. „Indalo“- 
Operation in der Straße von Gibraltar 
teil? Wer führt den Einsatz, welche euro- 
päischen Staaten beteiligen sich? Wo 
werden die Überwachungsfotos gespei- 
chert? Wer überwacht die Überwacher? 
Wie kann gegen Frontex wegen unterlas- 
sener Hilfeleistung und wegen der wach- 
senden Abschottung vorgegangen wer- 
den? Die einzigen glaubhaften Informa- 
tionen zur unterlassenen Hilfeleistung 
und zur Rettungsaktion stammen von den 
Überlebenden und den Rettungskräften 
selbst. Diesen Hinweisen, u.a. auf die 
Beteilung eines deutschen Frontex-Flug- 
zeugs, sollte unverzüglich nachgegangen 
werden. Bei den Boat-people von Gibral- 
tar handelt es sich um Flüchtlinge aus 
West- und Zentralafrika, unter ihnen 
Frauen, heranwachsende Kinder und Ba- 
bys. Sie sehen sich einem wachsend ge- 
waltsamen Verfolgungsdruck in Marok- 
ko ausgesetzt und erblickten in der Über- 
windung des EU-Zauns von Melilla nicht 
ihre Chance. Sie waren nahe des EU- 
Zauns von Melilla aus der marokkani- 
schen Stadt Nador, Richtung Spanien 

aufgebrochen. 
Quelle: coyote-I@mail.kein.org - 
Flüchtlingsrat Niedersachsen 
29.10.2012 


Doppelstaatsangehörige 
sind keine Deutschen 


2. Klasse! 

„Der Nachzug von Ehegatten zu hier le- 
benden deutschen Staatsangehörigen darf 
nicht mit der Begründung verweigert 
werden, die Lebensunterhaltssicherung 
sei nicht aus eigener Kraft gedeckt. Das 
gilt auch dann,wenn es sich um Men- 
schen mit doppelter Staatsangehörigkeit 
handelt. Damit beendet das Bundesver- 
waltungsgericht eine durch die Bundes- 
regierungen seit 2007 betriebene skanda- 
löse Ungleichbehandlung im Aufent- 
haltsrecht“, erklärt Sevim Dagdelen, mi- 
grationspolitische Sprecherin der Frakti- 
on DIE LINKE zu der nun vorliegenden 
Begründung des Bundesverwaltungsge- 


richts im Urteil 10 C 12.12 vom 4. Sep- 
tember 2012. Dagdelen weiter: 

„Sachverständige, Verbände und auch 
DIE LINKE hatten frühzeitig das Geset- 
zesvorhaben von CDU/CSU und SPD 
scharf kritisiert, wonach der Ehegatten- 
nachzug zu deutschen Staatsangehörigen 
versagt werden kann, wenn die Betroffe- 
nen auf Sozialleistungen angewiesen 
sind. Nach der seit 2007 geltenden Rege- 
lung sei es insbesondere Doppelstaatlern 
zumutbar, in einem solchen Fall die eheli- 
che Lebensgemeinschaft im Ausland zu 
führen. Damit wurden faktisch deutsche 
Staatsangehörige 2. Klasse geschaffen 
und eine verfassungswidrige Ungleichbe- 
handlung gezielt eingeführt. Begründet 
wurde dies zynisch damit, den Eingebür- 
gerten solle mit der Pflicht zur Lebensun- 
terhaltssicherung ein „Anreiz zur Integra- 
tion“ geboten werden. 

Die Kritik wurde nun vom Bundesver- 
waltungsgericht (BVerwG) bestätigt. Ein 
Deutscher darf demnach grundsätzlich 
nicht darauf verwiesen werden, seine Ehe 
im Ausland zu führen oder auf ein eheli- 
ches Zusammenleben zu verzichten. Das 
gilt ausdrücklich auch dann, wenn eine 
weitere Staatsangehörigkeit vorliegt. Da- 
mit hat das Bundesverwaltungsgericht die 
unerträgliche Diskriminierung eingebür- 
gerter deutscher Staatsangehöriger been- 
det. Für DIE LINKE ist das nicht genug: 
Denn der Schutz von Ehe und Familie 
sollte gleichermaßen auch für in Deutsch- 
land lebende nicht-deutsche Staatsange- 
hörige gelten. 

Im Zuge dieser Urteilsbegründung for- 
dere ich die Bundesregierung auf, die 
Verschärfungen beim Ehegattennachzug 
insgesamt zurückzunehmen. Das 
BVerwG hat für die Sprachanforderungen 
beim Ehegattennachzug zu Deutschen — 
der mehr als die Hälfte des Ehegatten- 
nachzugs insgesamt ausmacht - eine all- 
gemeine Zumutbarkeitsprüfung und Här- 
tefallregelung vorgeschrieben. Damit 
können sich genau diejenigen, deren Ein- 
reise die Bundesregierung mit der Rege- 
lung verhindern oder erschweren wollte, 
auf eine Ausnahmeregelung berufen (An- 
alphabetinnen und Analphabeten, Bil- 
dungsbenachteiligte, sozial Ausgegrenzte 
usw.). Die ohnehin europarechtswidrige 
Schikane beim Ehegattennachzug sollte 
deshalb besser früher als später zurückge- 
nommen werden — im Interesse Tausen- 
der Ehegatten, deren Zusammenleben 
massiv behindert wird.“ 

Quelle: Pressemitteilung Sevim 
Dagdelen DIE LINKE. Mitglied des 
Deutschen Bundestages 
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Offener Brief: Asylpolitik - 
Roma - Brandenburg 


Brandenburgs Innenminister Woidke und 
Ministerpräsident Platzeck erhalten heu- 
te einen Offenen Brief vom Vorstands- 


mitglied des Brandenburgischen Flücht- 
lingsrates Almuth Berger. 

Anlass sind die öffentlichen Äußerun- 
gen des Leiters der Zentralen Ausländer- 
behörde in Eisenhüttenstadt zum Thema 
„Asylmissbrauch“ und „Wirtschafts- 
flüchtlinge‘“ und die Sorge über eine poli- 
tische Debatte, die an die Asylmiss- 
brauchsdebatte Anfang der 1990er Jahre 
und ihre verheerenden Folgen erinnert. 


Offener Brief 


Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 
sehr geehrter Herr Dr. Woidke 

mit großer Sorge verfolgen wir die ak- 
tuelle Debatte um angeblichen Asylmiss- 
brauch, die insbesondere mich als ehema- 
lige Ausländerbeauftragte und heutiges 
Vorstandsmitglied des Flüchtlingsrates 
stark an die verheerende öffentliche Dis- 
kreditierung von Flüchtlingen in den 90er 
Jahren erinnert. 

Insbesondere die Ankunft zahlreicher 
Roma aus Osteuropa wurde damals poli- 
tisch instrumentalisiert mit dem Ziel, das 
Grundrecht auf Asyl massiv einzuschrän- 
ken. Heute geschieht das gleiche (bei we- 
sentlich geringeren Zahlen, nämlich ei- 
nem knappen Zehntel der Asylanträge 
von 1992) mit dem Ziel, die Visumpflicht 
für Serbien und Mazedonien durchzuset- 
zen und vermutlich auch das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichtes, nachdem 
Asylbewerber ein Grundrecht auf das ge- 
setzlich festgelegte Existenzminimum ha- 
ben, nicht umzusetzen. 

Damals wie heute sind die Stichworte, 
die die Debatte anheizen „Wirtschafts- 
flüchtling“ und „Asylmissbrauch“ und 
damals wie heute ist die Zunahme und die 
Radikalisierung von rassistischen Einstel- 
lungen in der Bevölkerung bis hin zur ras- 
sistischen Gewalt die unmittelbare Folge 
dieser verantwortungslosen Politik. 

Mit Erstaunen haben wir in dem Zu- 
sammenhang zur Kenntnis nehmen müs- 
sen, dass der Leiter der Zentralen Auslän- 
derbehörde Norbert Wendorf öffentlich 
äußert, die Mehrheit der Bewohner der 
Erstaufnahmeeinrichtung in Eisenhütten- 
stadt seien „Wirtschaftsflüchtlinge aus 
Serbien und Mazedonien, keine politi- 
schen wie aus Syrien“. So zitiert ihn dpa 
am 24. Oktober und in Folge dieser dpa- 
Meldung dann diverse Tageszeitungen in 
Berlin und Brandenburg. 

Herr Wendorf prüft keine Asylanträge, 
seine Einschätzung ist also eine private, 
die unserer Meinung nach in Pressege- 
sprächen nichts zu suchen hat. 


Gedächtnislos und realitätsfremd 


Am gleichen Tag, an dem Herr Wendorf 
Roma aus Serbien und Mazedonien poli- 
tische Motive für ihre Asylanträge ab- 
sprach, wurde in Berlin das Holocaust- 
Mahnmal für die 500.000 ermordeten 
Sinti und Roma eingeweiht. Bundes- 
kanzlerin Merkel sprach bei der Einwei- 
hung von anhaltender Ausgrenzung und 


Diskriminierung vor allen in Osteuropa, 
woher die Flüchtlinge aktuell kommen; 
der Holocaust-Überlebende Zoni Weisz 
stellte fest, die deutsche Gesellschaft 
habe nichts gelernt „sonst würde man 
jetzt auf andere Art mit uns umgehen“ 
und Romani Rose, Vorsitzender des Zen- 
tralrats der deutschen Sinti und Roma 
warnte in Hinblick auf die aktuelle De- 
batte vor einem neuen gewaltbereiten 
Rassismus gegen seine Minderheit. 

Die massenweise Verelendung von 
Roma durch systematische gesellschaftli- 
che Ausgrenzung und rassistische Diskri- 
minierung in Serbien und Mazedonien ist 
vielfach belegt. Ende August stellte die 
EU-Kommission in ihrem dritten Bericht 
zur Visaliberalisierung erneut fest, dass 
die Roma in allen Balkanstaaten einer 
umfassenden Diskriminierung ausgesetzt 
sind, die sie an der Ausübung grundlegen- 
der Rechte wie beispielsweise dem Zu- 
gang zu Bildung und Ausbildung, Ge- 
sundheitsversorgung und Arbeitsmarkt 
hindert. 

Wir schließen uns deshalb der Ein- 
schätzung von Roma- und Sinti-Organi- 
sationen an und betrachten es als abfällig, 
wenn Asylanträge von Roma von vornhe- 
rein als unbegründet bewertet werden. 

Laut Handbuch des UN-Flüchtlings- 
werks von 1951, das im Dezember 2011 
neu aufgelegt wurde, kann Diskriminie- 
rung als Fluchtgrund gewertet werden. 
Dies insbesondere dann, wenn sie dazu 
führt, dass eine Person nur mehr begrenzt 
in der Lage ist, ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Daneben stellt das UN-Flücht- 
lingswerk auch fest, dass rassistische Dis- 
kriminierung eine der deutlichsten Men- 
schenrechtsverletzung darstellt und folg- 
lich bei der Festlegung des Flüchtlings- 
status berücksichtigt werden muss. 

Wir wissen, was Steuerflüchtlinge sind, 
was Wirtschaftsflüchtlinge sind, konnte 
uns bis heute niemand erklären. Es gibt 
Armutsflüchtlinge, und die haben, wenn 
die Armut auf systematische Diskriminie- 
rung zurückzuführen ist, ein politisches 
Motiv, Asylanträge zu stellen. Die gerin- 
gen Anerkennungszahlen bei den Asylge- 
suchen von Roma, mit der Innenminister 
Friedrich aktuell einen Asylmissbrauch 
begründet, haben nicht mit fehlenden 
Fluchtgründen, sondern vielmehr mit 
dem sehr eng gefassten und einge- 
schränkten deutschen Asylrecht zu tun, 
das weit weniger Fluchtgründe anerkennt, 
als zum Beispiel die Genfer Flüchtlings- 
konvention. 


Sind Roma Opfer zweiter Klasse? 


Das fragt die Badische Zeitung im Leit- 
artikel vom 25. Oktober und stellt fest: 
„Könnte man heute eine Rede zum Völ- 
kermord an den Juden halten und morgen 
nach Moskau fliegen, um den russischen 
Präsidenten davon zu überzeugen, dass 
er keine russischen Juden nach Deutsch- 
land reisen lässt? Nein, das könnte man 


zum Glück nicht. Man kann aber heute 
ein Denkmal für die ermordeten Sinti 
und Roma einweihen und morgen zu ei- 
nem EU-Gipfel reisen und dort — wegen 
der vielen von dort kommenden Roma — 
den Beitrittskandidaten Serbien und Ma- 
zedonien mit der Wiedereinführung der 
Visumpflicht drohen.“ 

Die Vorstellung, Roma und Sinti könn- 
ten aus historischer Verpflichtung als 
Kontingentflüchtlinge in Deutschland vor 
anhaltender Diskriminierung Zuflucht 
finden, ist angesichts dieser doppelbödi- 
gen Politik der CDU-geführten Bundesre- 
gierung absurd. Von einem SPD-geführ- 
ten Brandenburger Innenministerium 
denken wir aber erwarten zu können, dass 
die Hetze gegen Roma, die in Deutsch- 
land Schutz vor Kälte und Elend in ihren 
Herkunftsländern suchen, nicht geteilt 
wird, dass sich stattdessen Dienststellen- 
mitarbeiter aufklärend und verantwor- 
tungsbewusst in der Öffentlichkeit äußern 
und dass die Roma durch einen Winterab- 
schiebestopp vor dem Ärgsten geschützt 
werden. 

Im Vertrauen auf Ihr überzeugtes Ein- 
treten gegen Diskriminierungen 
mit freundlichen Grüßen! 

Almuth Berger (Vorstandsmitglied des 
Flüchtlingsrates, 
ehem.Ausländerbeauftragte des Landes 
Brandenburg) 
Quelle: Pressemitteilung Flüchtlingsrat 
Brandenburg 29.10.2012 M 


Literaturtipp 


Margarete Jäger & Heiko Kauffmann 
(Hg.) Skandal und doch normal 
Impulse für eine antirassistische 
Praxis 

Das Buch enthält u.a. Aufsätze von Hei- 
ko Kauffmann betr. Kinderflüchtlinge 
und den Fall der Familie Siala/Salame, 
Karl Kopp zum Thema „Europa lässt 
sterben“ und Albert Riedelsheimer zum 
Thema Institutionalisierter Rassismus. 
260 Seiten | 24.00 Euro | 


Aktuelle Entwicklungen und 
Perspektiven der Rassismus- 
forschung 

Rassismus ist weiterhin ein drängendes 
Problem in Deutschland, das das Zusam- 
menleben von Personen unterschiedli- 
cher Herkunft beeinträchtigt oder ganz 
zerstört. Rassismus schädigt das gesell- 
schaftliche und kulturelle Klima und 
kann — wie nicht zuletzt die NSU-Morde 
zeigen — zu Mord und Totschlag führen. 
Er bewirkt massive Ausgrenzungen und 
wirft emanzipatorische Konzepte des ge- 
sellschaftlichen Umgangs immer wieder 
weit zurück. Schauplätze sind sowohl in- 
stitutionelle Ebenen wie auch die Medien 
und der Alltag. Um dagegen substantiell 
vorzugehen, hat sich in Deutschland seit 
den 1980er Jahren eine Rassismusfor- 
schung herausgebildet, die versucht, das 
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Wirken aus- 
grenzender 
Diskurse in 
der Gesell- 
schaft zu 
analysieren 
und offenzu- 
legen. Damit 
“ will diese 
“ Forschung 
Margarete Jäger | Heiko Kauftmarın {Hg} all jenen in 
Politik und 
N Zivilgesell- 
= schaft zuar- 
beiten, die 
Rassismus und seine destruktiven Kräfte 
bekämpfen wollen. Bedingt durch kultu- 
relle und ökonomische Entwicklungen 
haben sich die Formen, in denen sich 
Rassismus in der Gesellschaft artikuliert, 
in den letzten Jahren und Jahrzehnten 
verändert. Mit solchen diskursiven Ver- 
schiebungen beschäftigen sich die Bei- 
träge in diesem Buch. Das gemeinsame 
Anliegen der Autor_innen ist es, durch 
die Analyse von Ursachen und Mecha- 
nismen herabsetzender Markierungen 
und stigmatisierender Ausgrenzungen ei- 
nen geschärften Blick auf dominante ras- 
sistische diskursive Verschränkungen 
und Praxen in unterschiedlichen gesell- 
schaftlichen Handlungsfeldern zu gewin- 
nen. Im Spannungsfeld von Skandalisie- 
rung und Normalisierung von Rassismus, 
das in Deutschland derzeit anzutreffen 
ist, sollen so „blinde Flecken“ benannt 
werden, die eine demokratische und 
emanzipative Zivilgesellschaft verhin- 
dern. Dadurch sollen Impulse für eine 
antirassistische Praxis gegeben werden, 
in der ein Mehr an Respekt und Mensch- 
lichkeit entstehen kann. 
UNRASTVerlag www.unrast-verlag.de 
Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 


Skandal und doch 


nor 
Impulas für aine anliasiusische Prada 


Abschaffung von Gutschei- 
nen und Sondergesetzen 


Für Sa., 01.12. ruft das Bündnis gegen 
das Gutscheinsystem Niedersachsen 
zu einer Demonstration in Hannover 
auf. Unter dem Motto „Bargeld statt 
Gutscheine” fordert das Bündnis, Leis- 
tungen an alle Flüchtlinge in Form von 
Geld auszuzahlen und sämtliche Son- 
dergesetze, denen Flüchtlinge unter- 
liegen und die es ihnen unmöglich ma- 
chen, ein selbstbestimmtes Leben zu 
führen, abzuschaffen. 

Die Demo, die von Flüchtlingen und Un- 
terstützerInnen organisiert wird, versteht 
sich als ein Teil der die bundesweiten 
Proteste gegen die unmenschlichen Le- 
bensbedingungen von Flüchtlingen und 
soll auch Ausdruck der Solidarität mit 
den protestierenden Flüchtlingen in Ber- 
lin sein. 

Datum: Sa., 1. Dezember 2012, 12.00 
Uhr; Ort: Bahnhofstraße (vor dem 
Hauptbahnhof), Hannover 
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Aus dem Aufruf: 


In Niedersachsen erhalten Flüchtlinge im 
Gegensatz zu vielen anderen Bundeslän- 
dern (Brandenburg, Hamburg, Berlin, 
Bremen, Hessen, Sachsen-Anhalt, Meck- 
lenburg-Vorpommern, Schleswig- Hol- 
stein, Nordrhein-Westfalen und Rhein- 
land-Pfalz) für ihren notwendigen Le- 
bensunterhalt hauptsächlich „Gutschei- 
ne“ und nur wenig Bargeld. Gutscheine 
werden den Flüchtlingen monatlich aus- 
gehändigt. Sie können nur in bestimmten 
Geschäften eingetauscht werden. So ist 
es in der Regel unmöglich z.B. Medika- 
mente in Apotheken, Busfahrscheine in 
Bussen, Briefmarken oder ein Eis in der 
Eisdiele mit Gutscheinen zu erwerben. 
Auch werden nicht in allen Supermärk- 
ten die Gutscheine akzeptiert. Einige Ge- 
schäfte beschränken außerdem die Aus- 
gabe von Wechselgeld und manchmal 
wird sogar überhaupt kein Rückgeld ge- 
geben. Aufgrund dieser diskriminieren- 
den, aber auch verwaltungsaufwendigen 
und teuren Praxis haben sich in ganz Nie- 
dersachsen in der Vergangenheit viele 
Kommunen wie z.B. Aurich, Göttingen, 
Hannover, Hildesheim, Lüneburg und 
Oldenburg immer wieder gegen das Gut- 
scheinsystem ausgesprochen. Trotzdem 
besteht die schwarz-gelbe Landesregie- 
rung weiterhin auf diesem Verfahren und 
weist die Kommunen an, auch gegen ih- 
ren Willen Gutscheine statt Bargeld aus- 
zugeben. Innenminister Schünemann 
(CDU) begründet dieses kompromisslose 
Vorgehen damit, dass der Zwang zu Gut- 
scheinen direkt aus dem Asylbewerber- 
leistungsgesetz des Bundes hervorgehe. 
Andere Landesregierungen sehen dies je- 
doch offensichtlich anders. So spricht 
sich z.B. der Sozialminister in Branden- 
burg, Günter Baaske, eindeutig für die 
Ausgabe von Bargeld aus: „Alle Kreise 
und kreisfreien Städte, die Geld an Asyl- 
bewerber auszahlen, handeln rechtskon- 
form. Ich wünsche mir sogar ausdrück- 
lich, dass in ganz Brandenburg Bargeld 
grundsätzlich den Vorzug erhält. Denn 
das veraltete Gutscheinsystem ist für die 
Betroffenen in der Regel völlig ungeeig- 
net, zu teuer und auch diskriminierend”. 
(Presseinformati- 
on Potsdam, 
04.11.2011). 
Innenminister 
Schünemann da- 
gegen fordert 
weiterhin die _ 
Ausgabe von 
Gutscheinen und 
benennt in einer 
Stellungnahme 
an die Stadt Ol- 
denburg vom 
10.4.2012 offen © 
die eigentliche 
Begründung: 
Wertmarken (so 
werden die Gut- 


scheine hier genannt) haben im Vergleich 
zu Bargeld „eine verminderte Anreizwir- 
kung “ für Flüchtlinge zur Einreise und 
zum Verbleib. Das bedeutet: Die diskri- 
minierende Funktion des Gutscheinsys- 
tems ist politisch gewollt, sie soll Flücht- 
linge abschrecken, hierher zu kommen! 
Die Ausgabe von Sachleistungen oder 
Gutscheinen dient der Schikane, Kontrol- 
le und Disziplinierung der geflüchteten 
Menschen und macht ihnen jeden Tag 
deutlich, dass sie in Deutschland nicht 
willkommen sind. Sie bedeutet Bevor- 
mundung, Demütigung und Stigmatisie- 
rung von Flüchtlingen. 

Die Ausgabe von Gutscheinen ist aber 
nur ein Teil der deutschen und europäi- 
schen Politik gegen Flüchtlinge. Sie wer- 
den gezwungen, in Lagern zu leben. Sie 
dürfen den von den Behörden ausgesuch- 
ten Aufenthaltsort nicht verlassen (Resi- 
denzpflicht). Sie dürfen nicht arbeiten. 
Die reichen Staaten des Westens schotten 
ihre Grenzen so ab, dass die wenigsten 
Flüchtlinge eine Chance haben, hierher 
zu kommen, geschweige denn Asyl zu 
bekommen. Die meisten Flüchtlinge wer- 
den direkt zur sogenannten freiwilligen 
Ausreise gezwungen bzw. unmittelbar in 
Abschiebehaft genommen. Mit all diesen 
rassistischen Gesetzen werden die Grund- 
rechte von Flüchtlingen verletzt, insbe- 
sondere das Recht auf ein soziokulturelles 
Existenzminimum, das Grundrecht auf 
Wahrung der Menschenwürde, das 
Grundrecht auf freie Entfaltung der Per- 
sönlichkeit, der Gleichheitsgrundsatz und 
das Grundrecht der Informationsfreiheit. 
Unterzeichnet/Unterzeichnen Sie bis zum 
27.11. die Petition zur Abschaffung des 
Gutscheinsystems, die an den niedersäch- 
sischen Landtag gerichtet ist: 
http://www.solitausch.org Am Donners- 
tag, den 29.11. wird die Petition dem 
Landtag übergeben. 

Weg mit dem rassistischen Gutschein- 
system! 
Gegen alle rassistischen Sondergeset- 
ze! 
Für ein selbstbestimmtes Leben! 
Quelle: Flüchtlingsrat Niedersachsen 
e.V.11/2012 
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Geraubte Kindheit 
THOMAS GEVE 
Ein Junge überlebt den Holocaust 


Thomas Geve 


Geraubte Kind heit 


kin Junge 
überlebt den 
Holocaust 


Mit einem Vorwort von Her- 
mann Langbein und einem 
Nachwort von Wilhelm Rö- 
sing 

238 Seiten, Hardcover, 16.80 
€ - ISBN 978-3-943425-18-5 


Der Autor 


Thomas Geve, * 1929 in Stet- 
tin, lebte als Kind in Beuthen, 
seit 1939 in Berlin. Wegen 
seiner jüdischen Herkunft de- 
portierten ihn NS-Deutsche 
im Juni 1943 mit seiner Mut- 
ter nach Auschwitz. Im Januar 
1945 wurde er in die KZ 
Groß-Rosen und Buchenwald 
evakuiert, wo er im April 
1945 wieder freikam. Seine 
Mutter überlebte Auschwitz 
nicht. Zunächst hielt er sich in 
einem Schweizer Lager für 
verwaiste Shoa-Überlebende 
auf und ging in Rheinfelden 
zur Schule, 1946 fand er sei- 
nen Vater, von Beruf Chirurg, 
in London. Thomas Geve stu- 
dierte in England und ergriff 
den Beruf eines Bauinge- 
nieurs. Als er Offizier der Kö- 
niglichen Armee werden soll- 
te, emigrierte er 1950 nach 
Haifa.. Nach vier Jahren 
Pflichtdienst in der Israeli- 
schen Armee nahm er 1956 
am Suez-Krieg, 1967 am 
Sechstagekrieg, 1970 bis 
1972 an den Kampfhandlun- 
gen und 1973 am Yom-Kip- 
pur-Krieg teil. Er lebt heute in 
Haifa. 1958 erschienen in Je- 
rusalem seine Erinnerungen 
„Youth in Chains“ („Jugend 


in Ketten“). Die deutsche 
Ausgabe erfolgte erst 1993 
unter dem Titel „Geraubte 
Kindheit“. Seit einigen Jahren 
vergriffen, liegt das Buch nun 
wieder vor. 

Thomas Geve gehört zu den 
letzten noch lebenden Zeitzeu- 
gen, die den Holocaust über- 
standen haben. Seit 2000 
kommt er nach Deutschland, 
um an Schulen über seine Er- 
fahrungen in den Konzentrati- 
onslagern Birkenau, Au- 
schwitz, Groß-Rosen und Bu- 
chenwald zu sprechen. 

Als Hitler 1933 die Macht 
übernahm, war Thomas Geve 
drei Jahre alt. Als Jude durfte 
er fortan kein Deutscher mehr 
sein, war Verfolgungen ausge- 
setzt und überall ein Ausgesto- 
Bener. Seinem blinden Groß- 
vater, im Ersten Weltkrieg Of- 
fizier der kaiserlichen Armee, 
nahmen die Nazis das Radio 
weg, seine Mutter zwangen 
sie zur Nachtarbeit in einer 
Fabrik, Thomas Geve hob 
Gräber auf dem jüdischen 
Friedhof in Berlin aus. Im 
Sommer 1943 war es auch da- 
mit vorbei. Mit seiner Mutter 
wurde Thomas nach Au- 
schwitz deportiert. Er hatte 
Glück. Zunächst im Konzen- 
trationslager Birkenau inhaf- 
tiert, teilte man ihn im August 
1943 der „Maurerschule‘“ im 
Stammlager Auschwitz zu. 
Mit anderen Jugendlichen 
suchte er dem ihnen zuge- 
dachten Schicksal zu entkom- 
men: dem Hunger und der 
Kälte, der Trostlosigkeit und 
Monotonie, der Peitsche und 
Folterzelle, der Krankheit und 
Gaskammer. 

Nachzulesen ist Thomas 
Geves außergewöhnliches 


Schicksal in seinen Erinnerun- 
gen, die in deutscher Sprache 
unter dem treffenden Titel 
„Geraubte Kindheit — Ein Jun- 
ge überlebt den Holocaust“ er- 
schienen und soeben vom Do- 
nat Verlag neu herausgebracht 
worden sind. 

22 Monate musste Thomas 
Geve in den Konzentrationsla- 
gern Birkenau, Auschwitz, 
Groß-Rosen und zuletzt in Bu- 
chenwald zubringen, wo er am 
11. April 1945 seine Freiheit 
wiedererlangte. „Geraubte 
Kindheit“ ist ein realistischer, 
intimer Report vor allem über 
Jugendliche in Auschwitz und 
Buchenwald, über ihre Leiden 
und wenigen Freuden, über ih- 
ren „Alltag“, die Schikanen 
und Drangsalierungen sowie 
über ihre Träume. Mit Blick 
auf die „Maurerschule“ in Au- 
schwitz stellt das Buch, so 
Hermann Langbein in seinem 
Vorwort, „ein wichtiges Doku- 
ment dar und beschreibt eine 
vielfach unbekannte Facette 
dieses Lagers“. Der Autor 
sucht nicht nach einer einfa- 
chen emotionalen Antwort: Er 
ist weder verbittert noch senti- 


mental. Seine detaillierte 
Schilderung über die Zeit in 
den Konzentrationslagern ist 
geprägt von dem Ausgeliefert- 
sein und der Allgegenwart ei- 
nes Todes ohne Würde, aber 
auch von einer unerschüt- 
terlichen Lebensbejahung. 
Thomas Geve (Pseudonym) 
ist heute in Haifa/Israel zuhau- 
se. Sein Buch führt nicht nur 
auf eindringliche Weise vor 
Augen, wohin eine Gesell- 
schaft gerät, die Menschen, 
Gruppen und Religionen aus- 
grenzt, es ist vor allem gerade 
dort zu lesen, wo man nicht 
mehr an Auschwitz erinnert 
werden will und damit dem 
gegenwärtigen Rechtsextre- 
mismus hilflos gegenüber 
steht. 

Ex. T. Geve: Geraubte Kind- 
heit ISBN 978-3-943425-18-5 
16,80 € 

Borgfelder Heerstraße 29 D- 
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:aus der rechten presse 


Rassismus hat keine Logik 
Junge Freiheit Nr. 43/12 vom 19. Oktober 2012 
„Die Herkunft entscheidet“ titelt das 
Blatt und breitet unter Bezugnahme auf 
französische Statistiken eine widerliche 
Argumentation aus: Auch in Frankreich 
seien „Einwanderer aus dem türkisch- 
orientalischen Kulturkreis ... Schluss- 
lichter beim Bildungserfolg.“ Kinder aus 
europäischen Nachbarländern hingegen 
seien durchschnittlich und Kinder asiati- 
scher Eltern sogar überdurchschnittlich. 
Woran liegt’s nach Ansicht des Blattes? 
„Blut ist dicker als Wasser“, es gebe „in- 
kompatible Kulturkreise“ — das sind — 
siehe oben — die türkisch-orientalischen. 
Und außerdem mangelt es den Deutschen 
an nationalem Selbstbewusstsein. Dass 
es den Franzosen meist nicht daran man- 
gelt, tut nichts zur Sache, dass asiatische 
Kulturkreise weniger mit dem europäi- 
schen verwoben sind als der arabisch-os- 
manische Kulturkreis, auch nicht. Das 
einzige was helfe, sei Assimilation, aber 
das wollten die Zugewanderten ja nicht: 
„Kein Wunder, dass die Einwanderer- 
funktionäre von Integration nichts mehr 
wissen wollen, sondern nur noch von 
Partizipation reden und damit vorzeitige 
Machtübergabe meinen.“ Denn die Ein- 
wanderer hätten allein aufgrund ihrer Ge- 
burtenrate die Aussicht, irgendwann in 
der Mehrheit zu sein. Bereits jetzt hat die 
Mehrheit der Staatsbürger der Bundesre- 
publik Vorfahren aus anderen Ländern — 
das römische Reich, Völkerwanderun- 
gen, der 30jährige Krieg — in Europa ha- 
ben viele Ereignisse zu einer Mischung 
verschiedener Bevölkerungsgruppen ge- 
führt. 


Verhüllte Drohungen 
Junge Freiheit Nr. 44/12 vom 26. Oktober 2012 


Die zunehmende Zahl von Flüchtlingen, 
darunter auch Roma aus den Nachfolge- 
staaten des ehemaligen Jugoslawien, 
führt das Blatt nicht auf die Verhältnisse 


in den Heimatländern der Flüchtlinen zu- 
rück, sondern auf das Urteil des Bundes- 
verfassungsgerichts, das die Gleichstel- 
lung von Flüchtlingen mit anderen Sozi- 
alhilfeempfängern fordert. Seither kämen 
immer mehr „Zigeuner“ und nun seien 
die Kommunen überfordert: „Unterdes- 
sen wächst in den überforderten Kommu- 
nen der Unmut wegen überfüllter Unter- 
künfte, die das Zusammenleben belasten 
und oft genug Brutstätten von Kriminali- 
tät und Drogenhandel werden. Wer ... für 
die realen Sorgen der Bürger nur vorge- 
stanzte Toleranzappelle übrig hat, wartet 
offenkundig auf ein neues Rostock-Lich- 
tenhagen, um das Land wieder mit Lich- 
terketten überziehen zu können.“ Das ist 
die verhüllte Drohung mit erneuten neo- 
nazistischen Hetzkampagnen gegen 
Flüchtlinge und andere Migranten. 


Die CDU in NRW 
Junge Freiheit Nr. 45/12 vom 2. November 2012 


Die NRW-CDU ist dem Blatt nicht hart 
genug — und deshalb könne sie auch kei- 
ne Wahlen mehr gewinnen: „Einer im- 
mer mehr verweichlichenden und ver- 
weiblichenden CDU sind Kita-Fragen, 
das kostenlose Schulmittagessen oder 
Ganztagsbetreuung heute ohnehin wich- 
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> Dase 
tiger als der Kampf um mehr Arbeitsplät- 
ze.‘ Nun ist die Zahl der Frauen in Spit- 
zenpositionen in der NRW-CDU ziem- 
lich überschaubar, aber für das Blatt 
reicht es anscheinend, dass sich die CDU 
nicht mehr darauf versteift, dass Kinder- 
gärten und Kinderbetreuung allein Auf- 
gabe der Frau in der Familie sei, sondern 
dass ein Öffentliches Angebot da sein 
muss. Auch bei der vom Blatt betrübt 
festgestellten Aufgabe der Hauptschule 
folgt die Landes-CDU eher spät der 
Wirklichkeit — die Hauptschulen haben 
sowenige Anmeldungen, dass sie in vie- 
len Landgemeinden gar nicht mehr ge- 
halten werden können. Dem Blatt sind 
anscheinend die Kontakte in die NRW- 
CDU abhanden gekommen. Der ehema- 
lige Finanzminister und jetzige Schatz- 
meister der CDU Helmut Linssen hatte 
dem Blatt mehrfach Interviews gegeben. 


NSU - noch nichts bewiesen 
Junge Freiheit Nr. 46/12 vom 9. November 2012 


Vor einem Jahr kamen die Mord- und 
Anschlagserie des NSU ans Licht. Für 
das Blatt ein Grund, an der Täterschaft zu 
zweifeln oder zumindest Zweifel zu säen 
und das Problem ganz woanders zuzu- 
weisen: „Die NSU-Affäre könnte sich 
durchaus als Komplementär-Stück zur 
putschartigen Euro-Rettung erweisen, 
das den institutionellen Umbau Deutsch- 
lands — die Errichtung der Eurokratur — 
durch gesellschaftspolitische und ethni- 
sche Umdefinition ergänzt. Ein Platz in 
Kassel hat den Namen eines mutmaßli- 
chen NSU-Mordopfers erhalten, er heißt 
jetzt ‚Halit-Yozgat-Platz‘. Hinter solche 
harten Fakten können Ermittlungsbehör- 
den und Gerichtgsinstanzen nur schwer 
wieder zurück.“ Bereits vor einem Jahr 
hatte das Blatt versucht, Polizei und Ge- 
heimdienste für die Morde veranwortlich 
zu machen - jetzt versucht es, juristische 
Ermittlungsarbeit als Mythenbildung zu 
diffamieren. uld m 


